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Wolfgang J. Mommsen
Die liberale Idee in einer sich wandelnden Gesellschaft

Der  Liberalismus alseinen Anfängen bis zur Gegenwart

Der Liberalismus als eine politische Bewe-
gung ist niemals an einem derartig eindeuti-
gen politisch-gesellschaftlichen Programm 
orientiert gewesen, wie wir dies von moder-
nen politischen Bewegungen vergleichbarer 
Art, insbesondere vom Sozialismus und vom 
Marxismus-Leninismus, kennen. Seine Kontu-
ren waren nie scharf ausgeprägt, und seine 
Anhängerschaft ragte einerseits weit in das 
Lager sozialkonservativer Gruppen der Ge-
sellschaft hinein, andererseits berührte, ja 
identifizierte sie sich mit der radikalen De-
mokratie und zu Teilen selbst mit dem rech-
ten Flügel der sozialistischen Arbeiterbewe-
gung. Heute, so darf man sagen, haben alle 
politischen Parteien in den demokratischen 
Staaten der westlichen Welt soviel an tradi-
tionellem liberalen Gedankengut in sich auf-
genommen, daß das Profil der Liberalen als 
einer selbständigen politischen Partei sich 
nicht mehr so eindeutig bestimmen läßt, wie 
dies bis in die dreißiger Jahre des 20. Jahr-
hunderts hinein der Fall war. Gerade deshalb 
ist es sinnvoll, im Rückblick auf die Ge-
schichte des Liberalismus das Wesen und 
den Wandel der liberalen Idee genauer zu 
bestimmen.

Die Geschichte des deutschen Liberalismus 
ist auf lange hinaus eine Geschichte der 
Frustration und des Scheiterns gewesen. Wie 
Georg Faber mit Recht festgestellt hat, hat es 
in Deutschland niemals eine Epoche des Libe-
ralismus gegeben. Der „Liberalismus als re-
gierende Partei" blieb eine auf wenige süd-
deutsche Staaten beschränkte Episode, und 
die „liberale Ära" von 1867 bis 1879 hat den 
Liberalen bestenfalls die Möglichkeit gege-
ben, ein Sprungbrett für eine künftige Durch-
dringung der deutschen Gesellschaft mit libe-
ralen Grundsätzen zu schaffen. Doch schon 
mit dem Übergang zur Ära der Hochschutz-
zölle und der Sammlungspolitik Ende der 
siebziger Jahre stellten sich solchen Bemü-
hungen nahezu unüberwindliche Hindernisse 
entgegen. Gleichwohl hat der Liberalismus in 
allen seinen Spielarten wesentliche Grundla-

gen für die Entwicklung einer industriellen 
Gesellschaft gelegt und zugleich in gewissem 
Sinne die Begründung einer deutschen Na-
tion, als einer politischen Einheit in einem 
gemeinsamen Nationalstaate, zuallererst mög-
lich gemacht.

Doch bevor wir in eine Betrachtung der so 
konfliktreichen und durch Hemmnisse aller 
Art behinderten Entfaltung des Liberalismus 
in Deutschland im einzelnen eingehen, sei 
unser Augenmerk auf die klassischen Postu-
late des Liberalismus gerichtet, die in freilich 
vielfach modifizierter Form auch heute noch 
den Kern liberalen Denkens bestimmen. Diese 
sind in ihrem Ursprung europäischer, ja uni-
versaler Natur gewesen.

Der europäische Liberalismus als eine säkula-
re Bewegung von weltgeschichtlicher Bedeu-
tung konnte zurückgreifen auf die geistigen 
Leistungen der frühen Aufklärer, insbesonde-
re aber der Schöpfer des modernen Natur-
rechts, die erstmals das Prinzip der Vorran-
gigkeit des Individuums vor dem Staate als 
eine gleichsam selbstevidente Grundtatsache 
formuliert hatten. In den großen „demokrati-
schen Revolutionen" (Palmer) jener Epoche 
spielte der Liberalismus die Rolle des Ban-
nerträgers des Fortschritts, freilich nicht 
ohne von Anfang an der Gefahr ausgesetzt 
zu sein, von links her überholt zu werden. Li-
beralismus wurde dabei von den folgenden 
Grundsätzen geleitet, die, mit freilich wech-
selnder Akzentuierung, dem politischen Ver-
halten seiner Anhänger Maß und Ziel setzten:

1. Der Grundsatz der Selbstbestimmung des 
Individuums. Dieser Grundsatz ergab sich aus 
der Würde des Menschen als Person, der 
auf keinen Fall der Fremdbestimmung un-
terliegen dürfe. Er wurde zusätzlich veran-
kert in einer Reihe von unveräußerlichen 
Menschenrechten, die allerdings in ihrem ma-
terialen Gehalt starkem Wandel unterworfen 
waren.
2. Die Beseitigung jedweder Form von Herr-
schaft „kraft persönlicher Willkür"; sei es, 
daß diese durch einen Monarchen oder eine 



wie immer dazu formal befugte Oligarchie 
ausgeübt wurde und deren Ersetzung durch 
eine Form von Herrschaft, die zumindest im 
Prinzip dem Grundsatz Rechnung trug, daß 
jedenfalls die mündigen Bürger keiner 
Fremdbestimmung unterliegen dürften, son-
dern am Herrschaftsprozeß einen eigenständi-
gen, wenn auch gegebenenfalls nur mittelba-
ren Anteil haben sollten.

Beides, die Abschaffung jeglicher Willkür-
herrschaft und die Sicherstellung der Herr-
schaft des Rechts, sollte bewirkt werden

1. durch die Beteiligung aller mündigen Bür-
ger an der Legislative, wenn auch nicht not-
wendigerweise an der Exekutive;
2. durch das Prinzip der Teilung der Gewal-
ten; es sah die Institutionalisierung eines 
Mechanismus von „checks and balances" vor, 
um den Druck der Staatsmacht auf die Indivi-
duen zu vermindern und zugleich um jegli-
chen Machtmißbrauch, insbesondere aber je-
der Akkumulation von Macht in den Händen 
einzelner, unverantwortlicher Personen vor-
zubeugen;
3. durch die Sicherstellung der uneinge-
schränkten Geltung des Prinzips der „öffentli-
chen Meinung". Dies hieß, mit anderen Wor-
ten, daß innerhalb der Gesellschaft uneinge-
schränkte Meinungsfreiheit bestehen müsse 
und dergestalt der Einwirkung der „öffentli-
chen Meinung" auf die politischen Prozesse 
keinerlei Schranken entgegengestellt werden 
dürften.

Die Liberalen hofften, mit diesen verfassungs-
und gesellschaftspolitischen Maßnahmen eine 
politische Ordnung schaffen zu können, in 
der „die Herrschaft des Menschen über den 
Menschen" durch „die Verwaltung von Sa-
chen" ersetzt würde, fraglos ein utopistisches 
Modell, das freilich bis in die Gegenwart un-
vermindert starke Aussagekraft behalten hat.

Das konstitutionelle Programm des Liberalis-
mus sollte allerdings eine wesentliche flan-
kierende Abstützung dadurch erfahren, daß 
die Staatstätigkeit auf das unbedingt notwen-
dige Maß reduziert und die Bürger statt des-
sen aufgefordert wurden, soweit als irgend 
möglich ihre Angelegenheiten eigenständig 
zu regeln. Auf eine Formel gebracht, lief das 
gesellschaftspolitische Programm des frühen 
Liberalismus auf eines hinaus, nämlich die 
Freisetzung der Gesellschaft von bürokrati-
scher Bevormundung bei gleichzeitiger Redu-
zierung der Macht der Staatsgewalt auf das 
jeweils denkbare Minimum. Demgemäß sollte 

das Verhältnis von Staat und Gesellschaft, 
abstrakt formuliert, grundsätzlich auf der Ba-
sis des Subsidiaritätsprinzips neu geregelt 
werden. Dies bedeute zweierlei:

1. den unbedingten Vorrang der Selbstver-
waltung vor der staatlichen Verwaltung;

2. die Regelung gemeinsamer Angelegenhei-
ten, wo immer möglich, nicht durch den 
staatlichen Herrschaftsapparat, sondern durch 
die Selbstorganisation aller jeweils unmittel-
bar Betroffenen in der Form des privaten 
Vereins, nicht aber staatlich verordneter In-
stitutionen.

Praktisch hieß dies, daß die Gesellschaft alles 
das, was sie selbst in eigener Regie zu regeln 
imstande sei, zu regeln habe, ohne daß der 
Staat dort eingreifen dürfe. Die Gemeinden 
sollten nur das in eigener Verantwortlichkeit 
regeln dürfen, was der private Verein der un-
mittelbar Betroffenen nicht zu regeln imstande 
sei; ebenso sollte der Staat nur das aufgrei-
fen, wozu die Selbstverwaltungsorgane auf 
den unteren Ebenen des politischen Systems 
nicht imstande seien.

Dies hieß in der historischen Situation des 
aufsteigenden Liberalismus: Abbau von 
Staatsfunktionen zugunsten der Freisetzung 
der Eigendynamik der Gesellschaft und in 
letzter Instanz der Gewährleistung eines 
höchstmöglichen Maßes der Entfaltung freier, 
unbeschränkter Initiative von Seiten der ein-
zelnen Individuen oder aber auch zu diesem 
Zweck in Form freier Vereine oder Assozi-
ationen zusammengeschlossener Individuen. 
Dabei war einerseits der Gedanke leitend, 
daß nur auf diese Weise das Prinzip der Frei-
heit des einzelnen maximale Verwirklichung 
finden könne; andererseits war man über-
zeugt, daß auf diese Weise ein Optimum des 
persönlichen Einsatzes aller einzelnen für das 
Wohl des Ganzen erreichbar sein werde.

Am bedeutsamsten freilich waren diese Po-
stulate im Bereich des wirtschaftlichen Sy-
stems. Der Grundforderung des Liberalismus 
nach Selbstbestimmung des Individuums im 
politischen Raum, die freilich in den Rechten 
der anderen Individuen ihre natürliche 
Grenze finden sollte, entsprach das Postulat, 
dem einzelnen auch im wirtschaftlichen 
Raum, oder — mit Hegel gesprochen — im 
„System der Bedürfnisse", ein Höchstmaß 
von freier Betätigung zuzugestehen. Dann, so 
glaubte man, werde der einzelne imstande 
sein, seine Fähigkeit zu optimaler Entfaltung 
zu bringen. Diese im Kern idealistische For-



derung verband sich mit dem utilitaristischen 
Argument, daß nur auf diese Weise die Vor-
züge der Arbeitsteilung und des freien, un-
eingeschränkten Austausches wirtschaftlicher 
Güter zu voller Entfaltung kommen könnten.

Dieses konsequent individualistische Staats-
und Gesellschaftsmodell war eingebettet in 
eine universale Sozialphilosophie von beacht-
licher Geschlossenheit. Die Liberalen glaub-
ten, daß die Herauslösung des Menschen aus 
überkommenen Abhängigkeiten, gleichviel ob 
politischer, religiöser oder wirtschaftlicher 
Natur, eine neue Ära ungeahnten gesell-
schaftlichen Fortschritts mit sich bringen 
werde. Die Liberalen stützten sich dabei auf 
die harmonistische Lehre der frühen klassi-
schen Nationalökonomie, die davon ausging, 
daß sich bei freiem Spiel der Kräfte im Markt 
ein Maximum an Produktivität und ein Opti-
mum an Wohlstand und Glück für alle daran 
beteiligten Wirtschaftssubjekte gleichsam 
von selbst einstellen werde. Dank der umfas-
senden Anwendung des Prinzips der Arbeits-
teilung und der zunehmend gesteigerten Aus-
schöpfung der individuellen Fähigkeiten aller 
am wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Leben beteiligten Individuen werde gleich-
sam ein Prozeß des Fortschritts institutionali-
siert, an dessen Ende die Entstehung einer 
klassenlosen Bürgergesellschaft allgemeinen 
Wohlstands stehen werde.

II.
Die Liberalen verschlossen zwar keineswegs 
die Augen vor den schwerwiegenden Pro-
blemen der Notlage der sozialen Unterschich-
ten, wie sie sich insbesondere in den Früh-
phasen der industriellen Entwicklung in dra-
stischer Form einstellte. Doch bezweifelten 
sie, daß es einen besseren Weg geben könne, 
diesen zu helfen, als durch die Entwicklung 
einer dynamischen Tauschgesellschaft kapita-
listischen Zuschnitts, in der dem einzelnen 
zugleich die Möglichkeit des sozialen Auf-
stiegs kraft persönlicher Bildung eröffnet 
würde. An die Stelle der augenscheinlich un-
realisierbaren Forderung der Gleichheit aller 
setzte der Liberalismus die Forderung nach 
Gleichheit der Chancen für alle innerhalb ei-
nes gesellschaftlichen Systems, das, nach 
dem Abbau aller überkommenen Privilegien 
und monopolistischen Strukturen, jedenfalls 
im Prinzip allen seinen Mitgliedern gleiche 
Startbedingungen gewähre.

Ergänzt wurde diese zumindest anfänglich 
problematische Position durch die Theorie der 
„Selbsthilfe", d. h. der intensiven Bemühun-
gen des einzelnen, durch den Erwerb von Bil-
dung und durch unermüdlichen Arbeitsein-
satz sozial aufzusteigen. Das leitende gesell-
schaftliche Ideal des frühen Liberalismus war 
nicht die Herausbildung einer neuen, auf das 
Leistungsprinzip gestützten, hierarchischen 
Gesellschaft, sondern die Ausbildung einer 
bürgerlichen Gesellschaft wesentlich Glei-
cher, unter allmählicher Aufsaugung auch 
der Unterschichten — so utopisch dies im 
frühen 19. Jahrhundert auch aussehen mochte.

Es ist ein billiges Unterfangen, dieses große, 
mit humanitären Idealen verwobene Zu-
kunftsprogramm des klassischen Liberalismus 
aus heutiger Sicht ideologiekritisch zu „ent-
larven". Es besaß im Prinzip große Wucht 
und Geschlossenheit und hat auf die breiten 
Schichten der Gesellschaft, insbesondere auf 
alle jene, die aus den traditionellen Bahnen 
der überkommenen gesellschaftlichen Ord-
nung herausstrebten, eine außerordentliche 
Anziehungskraft ausgeübt. In der histori-
schen Situation des frühen 19. Jahrhunderts 
hat die liberale Sozialphilosophie wesentlich 
dazu beigetragen, die erstarrte Sozialordnung 
des Anden regime zu sprengen und der un-
geahnten gesellschaftlichen Dynamik des an-
laufenden industriellen Systems den Weg 
freizumachen.

Freilich war dem Liberalismus schon in sei-
nen Anfängen eine schwere Hypothek beige-
geben, nämlich die Unmöglichkeit, die seit 
der Mitte des 18. Jahrhunderts explosionsar-
tig wachsenden Unterschichten ohne soziale 
Konflikte schwersten Ausmaßes in die neue 
liberale Ordnung zu integrieren. Demgemäß 
wurden große Teile des liberalen Bürgertums 
von Furcht vor revolutionären Entwicklungen 
erfaßt; sie waren wenig geneigt, einer Politik 
der konsequenten Emanzipation der Unter-
schichten das Wort zu reden. Ebenso reser-
viert standen sie dem Gedanken umfassender 
sozialer Reformen gegenüber. Wenn man das 
tatsächliche Ausmaß der sozialen Not breiter 
Unterschichten in der ersten Hälfte des 19. Jahr-
hunderts vor Augen hat, wird man gleichwohl 
nicht ohne weiteres davon sprechen können, 
daß der klassische Liberalismus gegenüber 
der sozialen Frage versagt habe, wie dies ge-
meinhin geschieht. Denn glatte Lösungen wa-
ren nicht zur Fland, und die eben anlaufende 
Industrialisierung hätte unter keinen Umstän-
den jene Ressourcen bereitstellen können, die 



erforderlich gewesen wären, um die Massen-
armut der Zeit vor 1848 zu beseitigen. Hilfe 
war in der Tat nur von einer Modernisierung 
des ökonomischen Systems zu erwarten. Lang-
fristig gesehen, war dieser Weg durchaus an-
gemessen.

Wenn auch nicht ohne schwerste soziale 
Konflikte, so ist die Integration der großen 
Mehrheit der Unterschichten in das sich 
langsam herausbildende bürgerlich-liberale 
gesellschaftliche System schließlich doch ge-
lungen. Im Grundsatz kann man demnach 
schwerlich bestreiten, daß der Liberalismus 
als eine politisch-gesellschaftliche Bewegung 
von säkularem Zuschnitt die moderne Gesell-
schaft, in der wir heute leben, erst möglich 
gemacht hat. Er ist in der Tat Bahnbrecher 
der Freiheit in einem sehr konkreten Sinne 
gewesen und zugleich Wegbereiter der mo-
dernen industriellen Gesellschaft.

III.
Es läßt sich jedoch nicht übersehen, daß sich 
die liberalen Prinzipien, insbesondere in der 
deutschen Staatenwelt des 19. Jahrhunderts, 
nur in höchst gebrochener Form verwirklicht 
haben und demgemäß die überkommenen po-
litischen und gesellschaftlichen Strukturen in 
Deutschland zunächst nur in sehr begrenztem 
Umfang liberalisiert worden sind. Dies ist vor 
allem auf die spezifische Rückständigkeit des 
deutschen Liberalismus — verglichen mit sei-
nen westeuropäischen und südeuropäischen 
Partnern — zurückzuführen. Gerade die 
Theorie des frühen deutschen Liberalismus 
war durchsetzt mit sozialkonservativen Ele-
menten, die sich namentlich in Westeuropa 
in diesem Umfang längst aufgelöst hatten. 
Die Liberalen forderten zwar eine gründliche 
Liberalisierung der deutschen Staatenwelt 
und deren Zusammenfassung in einem star-
ken Nationalstaat liberalen Zuschnitts, doch 
wollten sie dies im Bunde und nicht gegen 
die bestehenden staatlichen Gewalten errei-
chen. Die Revolution von 1848, die vom 
Standpunkt der Liberalen eine ungewollte 
Revolution gewesen ist, scheiterte im Grunde 
bereits im Ansatz, weil der deutsche konsti-
tutionelle Liberalismus — die dominierende 
Strömung innerhalb des Gesamtliberalismus 
— von vornherein auf das Prinzip der „Ver-
einbarung" mit den herrschenden Gewalten 
festgelegt war und das radikaldemokratische 
Prinzip der Volkssouveränität perhorreszierte.

Gleichwohl bedeutete die Niederlage von 
1849 einen schweren Schock für den deut-
schen Liberalismus, von dem dieser sich nie 
wieder ganz erholen sollte. In der Reichs-
gründungsphase sah sich der Liberalismus, 
der sich zeitweilig selbstbewußt Bismarck in 
den Weg gestellt hatte, schließlich von die-
sem ausmanövriert und durch eine „Revolu-
tion von oben" zu einer partiellen Kapitula-
tion gezwungen. Auch während der eigentli-
chen Ara des Liberalismus in Deutschland 
von 1867 bis 1879 erzielte der Liberalismus 
Erfolge nahezu ausschließlich nur im Vorfeld 
der Macht, insbesondere im ökonomischen 
System und auf den unteren Ebenen der Ge-
sellschaft: Vor allem in den Städten und Ge-
meinden gelang es dem Liberalismus, seine 
gesellschaftlichen und ökonomischen Prinzi-
pien nahezu uneingeschränkt zu verwirkli-
chen, nicht dagegen auf dem Lande und 
schon gar nicht auf den Ebenen der Staats-
verwaltung und des Regierungssystems.

Langfristig gesehen, ist freilich viel entschei-
dender gewesen, daß der Liberalismus in sei-
nen verschiedenen Richtungen auf die großen 
politischen und gesellschaftlichen Struktur-
veränderungen, die sich seit den siebziger 
Jahren teils als Folge der wachsenden politi-
schen Mobilisierung der oreiten Massen, teils 
als Auswirkung der nunmehr mit großer Be-
schleunigung voranschreitenden Industriali-
sierung einstellten, keine klaren Antworten 
zu geben wußte. Sein gesellschaftspolitisches 
Modell war im wesentlichen zu einer Zeit 
formuliert worden, als die informelle Vor-
herrschaft der Honoratioren-Eliten in der Ge-
sellschaft noch ungebrochen und unbestritten 
schien; es hatte sich auf wirtschaftlichem Ge-
biete im wesentlichen an den Verhältnissen 
und Bedürfnissen des anlaufenden Frühkapi-
talismus orientiert, ohne die langfristigen 
Auswirkungen des industriellen Systems 
selbst zureichend zu reflektieren. Es kam hin-
zu, daß die politischen Gegner des Liberalis-
mus, in erster Linie Bismarck selber, es ver-
standen, wesentliche Teile des ökonomischen 
und gesellschaftlichen Programms des Libera-
lismus gleichsam an diesem vorbei zu ver-
wirklichen und ihn dergestalt der Früchte der 
eigenen Aktivität zu berauben.

Bisher hat man die geringe Durchschlagskraft 
der liberalen Bewegung in Deutschland über-
wiegend auf immanente Faktoren zurückge-
führt. Es habe den Liberalen am Willen und 
an der Bereitschaft gefehlt, konsequent für die 
eigenen Ideale einzutreten, auch wenn dies 



auf kurze Frist die materiellen Interessen ein-
zelner Gruppen des Bürgertums geschädigt 
hätte. Die Liberalen seien gar nicht willens 
gewesen, eine durchgreifende Demokratisie-
rung der deutschen Gesellschaft zu erstreben, 
weil sie ihre eigenen Interessen im Schoße 
des autokratischen Systems besser aufgeho-
ben wußten. Zugleich wird auf die Hilflosig-
keit der liberalen Parteien gegenüber den 
aufbrechenden sozialen Fragen verwiesen; sie 
hätten nicht viel mehr als das Prinzip der 
„Selbsthilfe" und des genossenschaftlichen 
Zusammenschlusses gemäß der Lehre Schul-
ze-Delitzschs anzubieten gehabt und im Grun-
de die Arbeiterschaft von vornherein abge-
schrieben.

In der Tat hat es der deutsche Liberalismus 
in allen seinen Richtungen lange versäumt, 
sich rechtzeitig von den starren manchesterli-
chen Prinzipien freizumachen, wie sie in der 
ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts vertreten 
wurden und im Grunde damals den gesell-
schaftlichen und wirtschaftlichen Verhältnis-
sen auch angemessen gewesen waren.

Die Versäumnisse und einseitig interessenpo-
litischen Verhaltensmuster des deutschen Li-
beralismus sind vor allem auf den Umstand 
zurückzuführen, daß die obrigkeitliche Struk-
tur des deutschen politischen Systems wäh-
rend des gesamten 19. Jahrhunderts nicht 
durchbrochen wurde. Den liberalen Mittelpar-
teien blieb bis zum Ende des Kaiserreiches, 
oder doch zumindest bis 1917, jegliche wirk-
liche Verantwortung für die allgemeine Poli-
tik vorenthalten und demgemäß wurden sie 
nicht gezwungen, in allen diesen Grundfra-
gen liberaler Strategie definitive Entschei-
dungen zu fällen. Wenn die Bemühungen, 
eine Liberalisierung der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit durchzusetzen, demgemäß be-
reits seit dem Ende der siebziger Jahre stek-
kenblieben und statt dessen streckenweise 
gar eine Politik sozialkonservativer Defensi-
ve an die Stelle eines offensiven Liberalismus 
trat, ist dies vielmehr auf weit grundsätzli-
chere Faktoren zurückzuführen, als nur auf 
die angebliche oder wirklich mangelnde Ent-
schlossenheit der Liberalen, sich gegenüber 
ihren Gegenspielern, insbesondere Bismarck, 
energisch durchzusetzen und es notfalls auf 
einen Konflikt, ja auf eine revolutionäre 
Auseinandersetzung ankommen zu lassen. 
Vielmehr wurden im Zuge der zumindest par-
tiellen Verwirklichung des liberalen Gesell-
schaftsmodells gesellschaftliche Prozesse in 
Gang gesetzt, die von der liberalen Bewe-

gung selbst nicht vorausgesehen worden wa-
ren und deren Auswirkungen die Prämissen 
der liberalen Theorie partiell erschütterten.

Das Gesellschaftsmodell des älteren Liberalis-
mus, das in seinem Kern harmonistisch und 
optimistisch gestimmt war, schloß die Erwar-
tung ein, daß — jedenfalls auf lange Sicht — 
der Wohlstand der Gesamtgesellschaft, nicht 
nur der bürgerlichen Schichten im engeren 
Sinne, ins Unermeßliche gesteigert werden 
könne und daß damit zugleich eine friedliche 
Staatengesellschaft entstehen werde, in wel-
cher Kriege und stehende Heere allmählich 
abgeschafft und durch das Prinzip friedlicher 
Konkurrenz auf dem internationalen Markte 
ersetzt würden. Vor allem aber ging er davon 
aus, daß sich der Mittelstand nach und nach 
über die ganze Breite der Gesellschaft aus-
dehnen werde, unter allmählicher Anglei-
chung ihres sozialen Status an den einstwei-
len noch nicht ernsthaft bestrittenen Vor-
rangstatus der überkommenen aristokrati-
schen Eliten, und daß dieser darüber hinaus 
auch große Teile der Unterschichten in sich 
aufnehmen werde, zumindest jene tüchtigen, 
sich kraft Bildung und Selbsthilfe voranbrin-
genden Individuen.

Insofern war der Liberalismus immer schon 
— und auch im Vormärz — auch eine Klas-
senbewegung, jedoch nicht im spezifisch 
marxistischen Sinne. Er zog alle jene Gruppen 
an, die von einer — wenngleich maßvollen 
— Dynamisierung der Gesellschaft eine Ver-
besserung ihrer sozialen Lage zu erwarten 
hatten, wenn auch mit sehr verschiedenen 
sozialen Interessen und Positionen. Die libe-
rale Bewegung wurde von Anfang an von ei-
nem sehr heterogenen Kontinuum von Ange-
hörigen der mittleren Schichten getragen; im 
Grunde hat sich daran von den Anfängen des 
Liberalismus im frühen 19. Jahrhundert bis in 
die Gegenwart hinein nur wenig verändert. 
Ein Bruch in der Zusammensetzung der sozia-
len Trägerschicht des Liberalismus ist weder 
1848 noch in den sechziger Jahren zu beob-
achten, sondern allenfalls, wie wir noch se-
hen werden — wenn auch in sehr gradueller 
Form —, seit dem Beginn der zweiten Welle 
der industriellen Revolution.

Auch wenn der Liberalismus in seiner klassi-
schen Phase sich nur höchst unvollkommene 
Vorstellungen über Art und Charakter des 
werdenden kapitalistischen Systems gemacht 
hat, so hat er doch entscheidende Vorausset-
zungen für die Ausbildung der modernen in-
dustriellen Gesellschaft gelegt. Dabei hat er 



aber zwei langfristige Entwicklungsstränge nur 
ganz unzureichend vorausgesehen, die sich mit 
seinem eigenen Gesellschaftsideal nicht ohne 
weiteres vereinbaren lassen:

1. Die Entstehung des modernen, bürokrati-
schen Anstaltsstaates und

2. die sozialen Auswirkungen des hochkapi-
talistischen Systems, verbunden mit der Ent-
stehung einer Vielzahl von Varianten mono-
polistischer Marktbeherrschung im Innern 
wie nach außen.

Gegenüber dem modernen, bürokratischen 
Anstaltsstaat, wie er sich im Zuge der Erwei-
terung der Staatsfunktionen seit der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts entwickelte und 
schrittweise in immer mehr Zonen des ge-
sellschaftlichen Lebens eingriff, erwies sich 
die klassische liberale Forderung nach mög-
lichster Einschränkung der Staatsfunktionen 
zugunsten der Selbstorganisation der Gesell-
schaft zunehmend als unangemessen. Glei-
ches gilt für das klassische liberale Prinzip 
der Gewaltenteilung. Mit der Entstehung der 
modernen plebiszitären Demokratie, in der 
massenwirksame Formen der Propaganda 
und der Gefolgschaftsbildung das klassische 
Modell des rationalen Diskurses innerhalb re-
präsentativer Körperschaften mehr und mehr 
obsolet machten, erwiesen sich die Möglich-
keiten, mit Hilfe eines Systems institutionel-
ler Aufteilung der staatlichen Gewalt auf 
eine Mehrzahl von Instanzen Machtmiß-
brauch zu verhindern, zunehmend als illuso-
risch. Mit einer Strategie möglichster Be-
schränkung der Macht des Staates, wie sie 
auch die englischen Liberalen — etwa Glad-
stone mit seiner Parole des retrenchment 
(Beschränkung der Staatsfunktionen) — lange 
vertreten hatten, ließ sich nunmehr wenig aus-
richten.

IV.
Vor noch größere Probleme sah sich der Li-
beralismus angesichts der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit des hochkapitalistischen Sy-
stems gestellt. Dieses war weit entfernt, das 
größtmögliche Glück der größten Zahl zu er-
zeugen, sondern ließ zumindest zunächst au-
ßerordentlich schroffe soziale Gegensätze ent-
stehen, die zuweilen bis an den Rand von re-
volutionären Explosionen führten. Gleichzei-
tig aber entstanden im Zuge der Kapitalkon-
zentration und der Bildung von Riesenbetrie-
ben und Kombinaten aller Art neue Formen 
von weitgehend anonymer Willkürherrschaft, 

die sich zwar formal des liberalen Vertrags-
systems bedienten, faktisch aber ganz neue 
Formen von Abhängigkeit hervorbrachten. 
Diesem neuen Phänomen gegenüber wußte 
der Liberalismus zunächst keinerlei Gegen-
mittel. Erst allmählich setzte sich im libera-
len Lager die Auffassung durch, daß man die 
Selbstorganisation der Arbeiterschaft in Form 
von Gewerkschaften fördern müsse, um die-
sen neuen Entwicklungen zumindest zu Tei-
len zu begegnen. Doch blieb die Frage, wie 
man mit den neuen sozialen Gegensätzen fer-
tig werden könne, ohne zugleich den sozialen 
Boden unter den eigenen Füßen zu verlieren, 
ungelöst.

Noch ein weiteres kam hinzu, nämlich die 
Entstehung einer neuen Massenpresse, die 
nicht mehr wie bisher uneingeschränkt im 
Lager des Liberalismus stand, sondern, kon-
trolliert von marginalen Gruppen der Gesell-
schaft, in wesentlichen Bereichen eine dezi-
diert antiliberale Politik propagierte. Die „öf-
fentliche Meinung" war die magische Ge-
heimwaffe des älteren Liberalismus gewesen. 
Jetzt begann sie sich gegen diesen selbst zu 
wenden. Obwohl die Mehrzahl der großen 
Zeitungen im großen und ganzen weiterhin 
liberalen Auffassungen verhaftet blieb, 
konnte der Liberalismus dennoch nicht mehr 
darauf vertrauen, daß er, im Bunde mit 
der „öffentlichen Meinung" stehend, die tra-
ditionellen Gewalten auf gewaltlosem Wege 
stufenweise aus ihren überkommenen Positio-
nen werde herausdrängen können, ohne ein 
politisches Bündnis mit den Massen schließen 
oder gar das Risiko einer revolutionären Stra-
tegie gegenüber den herrschenden Mächten 
eingehen zu müssen.

Alle diese Entwicklungen hatten zur Folge, 
daß die Überzeugungskraft und Glaubwürdig-
keit des liberalen Programms in den Augen 
der breiten Öffentlichkeit zunehmend nach-
ließ. Noch schlimmer, zumindest zu Teilen 
degenerierte die liberale Idee zu einer Status-
ideologie des Großbürgertums, wie sich dies 
an der Politik der Nationalliberalen Partei seit 
1882 ganz konkret ablesen läßt.

Die besondere Form der deutschen Industria-
lisierung, die bekanntlich relativ spät ein-
setzte, sich dann aber in einem überstürzen-
den Akkumulationsprozeß vollzog, ist für das 
Einleben liberaler Werte und Ideale denkbar 
ungünstig. Max Weber hat darauf hingewie-
sen, daß die gesellschaftlichen Verhältnisse 
des frühen Kapitalismus für die Ausbildung 
liberaler Grundsätze in Staat und Gesellschaft 



unwiederbringlich günstige Voraussetzungen 
geboten hätten, die nunmehr dahin seien. Es 
sei daher ganz falsch, vom fortschreitenden 
Kapitalismus automatisch auch eine Förde-
rung liberaler Prinzipien zu erwarten. Ganz 
im Gegenteil, es sei „höchst lächerlich, dem 
heutigen Hochkapitalismus, der jetzt nach 
Rußland importiert wird und in Amerika be-
steht — dieser Unvermeidlichkeit unserer 
wirtschaftlichen Entwicklung —, Wahlver-
wandtschaft mit .Demokratie’ oder gar mit 
.Freiheit' in irgendeinem Wortsinne zuzu-
schreiben". Die Frage müsse vielmehr lauten: 
„Wie sind unter seiner Herrschaft diese Din-
ge", d. h. persönliche Freiheit, Menschenrech-
te usw., „überhaupt auf die Dauer .möglich'?"

Die rapide Ausbildung einer neuen industriel-
len Oberschicht mit patriarchalisch-konser-
vativer Ausrichtung, der Zerfall des alten 
Bürgertums in eine Vielzahl von Gruppen mit 
höchst unterschiedlichen ökonomischen Inter-
essen und schließlich die allmähliche Aus-
grenzung der Intelligenz aus dem bürgerli-
chen Lager führten zu einer tiefgreifenden 
Schwächung der liberalen Gesamtbewegung. 
Im Zuge der Verunsicherung der Mittel-
schichten wuchs zugleich die Neigung, sich 
gegenüber der aufsteigenden Sozialdemokratie 
mehr oder minder schroff abzugrenzen und in 
einer gegen diese gerichteten nationalen 
Sammlungspolitik zugleich ein Surrogat einer 
neuen liberalen Einheitsfront anzustreben.

Zwar hatte sich, entgegen heute verbreiteten 
Modemeinungen, eine Grundannahme der Li-
beralen bewahrheitet, nämlich, daß es zu ei-
nem relativen Wachstum der mittleren 
Schichten in der Gesellschaft kommen werde. 
Jedoch gelang es dem Liberalismus damals 
nicht, diese neuen Gruppen des Mittelstandes 
durchgängig auf die liberalen Ideale zu ver-
pflichten. Diese waren zumindest zunächst 
geneigt, eher sozialkonservativen Parteien 
ihre Stimme zu geben als den von dem traditio-
nellen Honoratioren-Bürgertum geführten li-
beralen Parteien. Dabei konnte sich der Bei-
trag des Liberalismus zur Grundlegung der 
modernen Industriegesellschaft, wie sie sich 
in Deutschland seit den achtziger Jahren 
sprunghaft entwickelte, sehen lassen: Die 
Schaffung eines einheitlichen Rechtssystems, 
einer modernen Verhältnissen angepaßten 
Wirtschaftsgesetzgebung, die Durchsetzung 
des Prinzips der Öffentlichkeit, der Aufbau 
eines fortschrittlichen Wissenschaftssystems 

mit nahezu uneingeschränkter Lehr- und For-
schungsfreiheit und kaum beschränkten Kom-
munikationsmöglichkeiten — dies alles sind 
Fundamente der modernen Industriegesell-
schaft, die als solche liberaler Politik ent-
sprungen sind. Doch waren diese Errungen-
schaften schon um die Jahrhundertwende für 
die breitere Öffentlichkeit weitgehend zu 
Selbstverständlichkeiten geworden und hat-
ten aufgehört, als spezifisch liberal zu gelten. 
Das klassische programmatische Kapital des 
Liberalismus war weitgehend aufgebraucht.

Männer wie Friedrich Naumann, Theodor 
Barth, Max Weber und Lujo Brentano haben 
sich in den Jahren nach der Jahrhundertwen-
de um eine grundlegende „Erneuerung des 
Liberalismus" bemüht, um der liberalen Be-
wegung wieder zu parteipolitischer Geschlos-
senheit und erneuerter Vitalität zu verhelfen. 
Sie waren bestrebt, das klassisch liberale 
Programm der veränderten Wirklichkeit einer 
zur Reife gediehenen Industriegesellschaft 
anzupassen und eine politische Basis für 
eine „Partei der bürgerlichen Freiheit" zu 
schaffen, die sich nicht länger in bloß nega-
tiver Politik erschöpfe. Zugleich versuchten 
sie, durch die Propagierung eines liberalen 
Imperialismus die Flutwelle des zeitgenössi-
schen nationalistischen Denkens wieder auf 
die Mühlen des Liberalismus zurückzulenken 
und der nationalen Idee gleichsam wieder je-
nen emanzipatorischen Anspruch zurückzu-
geben, den sie seit Guiseppe Mazzini gehabt 
hatte.
Das Programm der liberalen Progressiven 
stellte um 1900 die einzige kraftvolle Alter-
native zur politischen Position des Gros der 
liberalen Bewegung in' Deutschland dar, das 
sich längst in einem Status-quo-Denken er-
schöpft hatte und überdies für Sammlungspa-
rolen konservativer Seite immer empfängli-
cher geworden war. Die Stärke dieses Neuan-
satzes lag — ungeachtet seiner Verbindung 
mit der imperialistischen Idee — vor allem 
darin, daß dieser die soziale Realität des 
hochkapitalistischen Systems erstmals voll 
ins Auge faßte und ein Bündel von Strategien 
zu entwickeln versuchte, um die sozialen 
Folgen desselben weniger drückend zu ma-
chen. Max Weber plädierte leidenschaftlich 
für eine liberale Politik, die nunmehr ent-
schlossen eine Parlamentarisierung des politi-
schen Systems durchsetzen müsse, um derge-
stalt die institutionellen Voraussetzungen für 
eine durchgreifende Erneuerung der politi-
schen Führungsschicht im deutschen Kaiser-
reich und für eine effektive Kontrolle der Bü-



rokratie zu schaffen. Zugleich plädierte er für 
Maßnahmen, um im wirtschaftlichen und ge-
sellschaftlichen Bereich, gerade auch im An-
gesicht der neuentstehenden Riesenbetriebe 
des „organisierten Kapitalismus", ein Höchst-
maß von Dynamik und Konkurrenz auf allen 
Ebenen des wirtschaftlichen und gesellschaft-
lichen Lebens zu erhalten bzw. wiederherzu-
stellen. Soweit einzelne gesellschaftliche 
Gruppen durch die gesellschaftliche Entwick-
lung der Möglichkeit beraubt worden waren, 
ihre Interessen innerhalb eines Systems kon-
kurrierender Auseinandersetzungen zu wah-
ren, sollte das gestörte Gleichgewicht mittels 
entsprechender staatlicher Rahmenmaßnah-
men wiederhergestellt werden.

Zunehmende Erbitterung über die Unfähig-
keit der regierenden Politiker veranlaßte 
Max Weber schließlich, seine Forderung 
nach gründlicher Parlamentarisierung des po-
litischen Verfassungssystems radikal zu ver-
schärfen und für eine neuartige Form der ple-
biszitären „Führerdemokratie" einzutreten, 
die an die Stelle der traditionellen „führerlo-
sen Demokratien" der Berufspolitiker ohne Be-
ruf zu treten habe. Damit hoffte er, auf höch-
ster Ebene das alte liberale Ideal — daß 
freie, unabhängige Persönlichkeiten aus 
höchstpersönlicher Verantwortung heraus die 
Politik eines Volkes gestalten, statt sich skla-
visch dem jeweiligen Trend des Tages zu un-
terwerfen — wieder in Kraft zu setzen.

Friedrich Naumann ging von im wesentlichen 
gleicher Ausgangsbasis aus einen anderen 
Weg. Er entwickelte das Programm einer de-
zidiert sozialorientierten liberalen Politik, die 
nicht nur die endgültige Durchsetzung des 
parlamentarischen Systems bringen sollte, 
sondern darüber hinausgehend den Übergang 
zur „industriellen Demokratie", mit anderen 
Worten: zur Emanzipation des Individuums 
von anonymer Willkürherrschaft auch inner-
halb des wirtschaftlichen Systems. Naumann 
beschrieb diese große Zukunftsaufgabe des 
Liberalismus in visionären Formulierungen, 
die einer mit darwinistischen Elementen 
durchsetzten Geschichtsteleologie entnommen 
waren, als eine „zweite Bauernbefreiung", mit 
der eine neue große Ära liberaler Politik an-
heben werde.
Der utopistische Einschlag dieses politischen 
Konzepts ist unübersehbar. Naumann besaß 
nur sehr unklare Vorstellungen darüber, wie 
sich denn innerhalb des kapitalistischen Sy-
stems industrielle Demokratie werde, verwirk-
lichen lassen, ohne die Führungsposition der 

Unternehmerschaft aufs äußerste zu schwä-
chen und die Rationalisierungsmechanismen 
des Marktes außer Kraft zu setzen. Er plä-
dierte für die Einführung von Betriebsparla-
menten in der freilich naiven Annahme, daß 
die Arbeiterschaft in die Unternehmensfüh-
rung selbst nicht eingreifen werde. Außer-
dem blieb ungeklärt, in welcher Form die 
Gewerkschaften und Interessenverbände — 
wie überhaupt die zahllosen vorpariamentari-
schen Organisationen innerhalb des wirt-
schaftlichen Systems — in eine solche indu-
strielle Demokratie eingeordnet werden 
könnten. Dennoch hat Naumanns Programm 
eines sozialen Liberalismus auf seine Zeitge-
nossen und weit darüber hinaus außerordent-
lich große Ausstrahlung ausgeübt und we-
sentlich dazu beigetragen, daß sich der Libe-
ralismus gegenüber der Arbeiterschaft öffnete 
und damit ein Zusammengehen des entschlos-
senen Liberalismus mit der Sozialdemokratie 
zwecks durchgreifender Reformen möglich 
wurde.

VI.
Freilich blieb diese Variante eines dezidiert 
sozial orientierten Liberalismus, die insbe-
sondere auf die endgültige Integration der 
Arbeiterschichten in das bestehende System 
ausgerichtet war, in den zwanziger Jahren 
jegliche Massengefolgschaft versagt; ja, 
selbst im linksliberalen Lager hatten die 
Naumannianer mit einer konkurrierenden 
Richtung zu kämpfen, die weit pragmatischer 
war und in erster Linie an den unmittelbaren 
Interessen der höheren Mittelschichten und 
Teilen der Intelligenz orientiert blieb. Beiden 
gegenüber entwickelte sich schrittweise eine 
alternative, wenn auch keineswegs intellek-
tuell ebenso glänzende Position, die man am 
besten als „pragmatischen Liberalismus" be-
zeichnen könnte. Wesentlichen Anteil an der 
Formulierung dieser Position hatte vor allem 
Gustav Stresemann, der schon früh erkannt 
hatte, daß ein nationaler Liberalismus im Wi-
derstreit der gesellschaftlichen Lager nur 
dann eine Zukunft haben könne, wenn er 
sich nicht nur als Anwalt der Interessen ein-
zelner Segmente der Mittelschichten definie-
re, sondern vielmehr auf den stetigen Aus-
gleich zwischen den ökonomischen und so-
zialen Interessen innerhalb des sich heraus-
bildenden Systems einer pluralistischen Indu-
striegesellschaft hinarbeite. Die nüchterne, 
realistische Einstellung gegenüber dem Cha-
rakter des hochkapitalistischen Systems und 
der Notwendigkeit, Gruppenkonflikte auf 



dem Wege des Ausgleichs zu lösen, stellt 
vielleicht den positivsten Aspekt dieses an-
sonsten weitgehend zu einer Status-quo-Ideo-
logie erstarrten pragmatischen Liberalismus 
dar, den Stresemann seiner nach 1918 ge-
gründeten Deutschen Volkspartei aufzuprä-
gen versucht hat, ohne doch damit dauernden 
Erfolg zu haben.

Insgesamt wird man feststellen müssen, daß 
die Anpassung der liberalen Positionen an 
die veränderte soziale Realität des Hochkapi-
talismus in Deutschland nach 1918 nur un-
vollkommen vollzogen worden ist. Die Kräfte 
der Beharrung waren zu groß, um ihnen zu 
voller Durchsetzung zu verhelfen. Die politi-
sche Polarisierung, in die die Weimarer Re-
publik unmittelbar nach ihrer Gründung hin-
eingeriet, hat es zu einer Konsolidierung der 
liberalen Parteien, geschweige denn zu einem 
Zusammenschluß derselben zu einer einheitli-
chen liberalen Partei nicht kommen lassen. 
Es kommt hinzu, daß sowohl Max Webers als 
auch Naumanns Strategiemodelle, von Strese-
manns Einstellung ganz abgesehen, bei aller 
Anerkennung ihres progressiven Potentials, 
sich autoritären Umdeutungen gegenüber 
nicht gänzlich immun zeigten. Unter solchen 
Umständen ist es eigentlich nicht sonderlich 
erstaunlich, daß der parteipolitisch organi-
sierte Liberalismus die Abwanderung der 
Mittelschichten in das Lager des Nationalso-
zialismus nicht zu verhindern gewußt hat. 
Unter den gesellschaftlichen Verhältnissen ei-
ner hochdifferenzierten Industriegesellschaft 
mit zahlreichen monopolistischen Subsyste-
men, in der die Steuerungskapazität des Staa-
tes stark rückläufig war, griffen die alten libe-
ralen Postulate nicht mehr, und die Parole der 
Öffnung nach links vermochte unter den gege-
benen Umständen keine neuen Wählerschich-
ten zu erschließen.

VII.
Die Weltwirtschaftskrise von 1929 bis 1931, 
die die Zeitgenossen als eine Krise des Kapi-
talismus schlechthin empfanden, hatte dem-
gemäß für die weitgehend defensiv geworde-
ne liberale Ideologie tödliche Auswirkungen. 
Der Nationalsozialismus spekulierte erfolg-
reich auf die antimodernistische und teil-
weise antikapitalistische Stimmung in den 
breiten Massen der Bevölkerung und insbe-
sondere der nunmehr in ihrem sozialen Sta-
tus abgesunkenen Mittelschichten. Er ver-
sprach zudem — wenngleich in bloß demago-
gischer Form — die klassischen liberalen 

Ideale viel effektiver wieder zu restaurieren 
als der Liberalismus. In der Tat finden sich 
im Programm des Nationalsozialismus viele 
liberale Postulate in freilich grotesk verzerr-
ter Form wieder. So versprach Hitler in sei-
ner berühmten Rede im Düsseldorfer Indu-
strieclub vom Januar 1932, daß der National-
sozialismus die Eigenständigkeit des Indivi-
duums gegenüber den neuen kapitalistischen 
Kollektiven und das Prinzip der Führungs-
stellung des großen einzelnen anstelle der 
führerlosen Herrschaft namenloser Bürokra-
ten in Staat und Wirtschaft wiederherstellen 
werde. Ein nationalsozialistisch geführter 
Staat werde dem „Leistungsprinzip" und dem 
Grundsatz des gerechten Ertrags für wirt-
schaftliche Leistung erneut Geltung verschaf-
fen. Adolf Hitler versagte sich dabei nicht, 
zusätzlich darauf zu verweisen, daß die „De-
mokratisierung" das „Leistungsprinzip" auf-
hebe (!).
Der Nationalsozialismus propagierte eine an-
timodernistische Lösung der gesellschaftli-
chen Probleme — unter Zurückstellung oder 
doch Neutralisierung der sozialen Auswir-
kungen der Hochindustrialisierung — und die 
Wiederherstellung einer organischen Volks-
gemeinschaft, in der insbesondere der bedroh-
te Mittelstand eine neue, gesicherte Position 
einnehmen werde. Gerade unter der liberalen 
Wählerschaft, die sich infolge der Ambiva-
lenzen des liberalen Programms zunehmend 
antimodernistischen und kulturkritischen 
Stimmungen hingegeben hatte, fand diese 
pseudoindividualistische Propaganda einen 
günstigen Resonanzboden. Unter solchen Um-
ständen ist es nicht erstaunlich, daß gerade 
die Wähler der liberalen Parteien, wenn man 
von der Bauernschaft absieht, seit 1929 in im-
mer größeren Scharen ins Lager des Natio-
nalsozialismus überwechselten und damit das 
Fiasko des deutschen Liberalismus besiegel-
ten, noch bevor die deutsche Republik von 
Weimar durch den formell legalen Coup 
d'Etat vom 30. Januar 1933 ihr endgültiges 
Ende fand.

Dennoch blieb der Liberalismus die einzige 
wirklich zukunftsträchtige Gegenposition ge-
gen den Faschismus, während das Kalkül des 
Marxismus-Leninismus, daß man der lachen-
de Erbe dieses letzten Rettungsankers des 
Kapitalismus sein werde, sich bald als gigan-
tische Fehlrechnung erwies. In Form der neo-
liberalen Lehre, wie sie von Denkern wie 
Röpke, Hayek, Hannah Arendt und Carl 
J. Friedrich in der Auseinandersetzung mit 
dem Faschismus und dem Kommunismus ent-



wickelt wurde, vermochte der Liberalismus 
schon seit Anfang der vierziger Jahre inter-
national wieder Fuß zu fassen, auch wenn in 
Deutschland selbst die nationalsozialistische 
Herrschaft alle liberalen Regungen unter-
drückte.

Der Neoliberalismus wies eine auf die freie 
Initiative des verantwortlichen Individuums 
aufgebaute Staats- und Gesellschaftsordnung, 
die den Druck zentralistischer Herrschaft auf 
die Bürger so weit wie möglich durch eine 
demokratische Verfassungsordnung mildere, 
als einzige reale Alternative zur Politik der 
totalitären Systeme auf, noch bevor die Herr-
schaft der Faschismen gebrochen war. Zudem 
entwickelten die Neoliberalen das Konzept 
einer sozial verantwortlichen, freien Markt-
wirtschaft, die nicht einfach dem Wirken der 
Marktgesetze überlassen bleiben, sondern 
durch eine starke Staatsmacht beständig auf 
liberalem Kurs gehalten werden sollte: „Eine 
freie Wirtschaft in einem starken Staate", so 
formulierte Alexander Rüstow 1951 dieses 
Prinzip, das er als einen Bestandteil der 
„Magna Charta der sozialen Marktwirtschaft" 
bezeichnete.

Die historische Bedingtheit des Programms 
des Neoliberalismus, vor allem die mit ihm 
verbundene, überaus scharfe Frontstellung 
gegenüber dem Sozialismus und insbeson-
dere dem Kommunismus in seiner damals 
freilich stalinistischen Variante, ist heute 
leicht erkennbar. Dennoch hat sie dem libera-
len Gedanken in den Jahren nach dem Zu-
sammenbruch des Nationalsozialismus außer-
ordentliche Schubkraft verliehen. Wurzelnd in 
der großen europäischen Tradition eines indi-
vidualistischen Humanismus, schlug sie eine 
praktikable Brücke zwischen den Prinzipien 
der Freiheit des Individuums und der sozia-
len Gerechtigkeit. Wesentliche Vorausset-
zung für die Tragfähigkeit dieses Brücken-
schlags war es, daß der Staat, als Garant der 
neu zu schaffenden marktorientierten liberalen 
Wirtschaftsordnung, auf einer uneinge-
schränkten demokratischen Legitimierung be-
ruhte. Dies ermöglichte es auch jenen Libera-
len, die bislang noch von einigem Mißtrauen 
gegenüber den sozialen und kulturellen Kon-
sequenzen der voll entfalteten modernen 
Massendemokratie erfüllt gewesen waren, 
sich hinter das Programm der Schaffung ei-
nes demokratischen Staates zu stellen. Zudem 
bot sich hier ein neuer Weg, der zwischen 
den Alternativen einer uneingeschränkten 
Wiederherstellung klassischer kapitalisti-

scher Prinzipien und des Übergangs zu einer 
sozialistischen Gesellschaft hindurchführte.

VIII.
Die Liberalen, die nach 1945 unter enormen 
äußeren Mühen und Entbehrungen wieder zu 
politischer Aktivität zusammenfanden, konn-
ten an diese, damals gegenüber den verschie-
denen Varianten des Sozialismus — wenn man 
einmal von der damals noch lebendigen ka-
tholisch-universalistischen, organischen Stän-
destaatsidee absieht — einzigen kraftvollen 
Gesellschaftstheorien anknüpfen. Tatsächlich 
wurde das Bekenntnis zu einer „sozialen 
Marktwirtschaft" das einigende Band, das da-
mals die ansonsten politisch noch höchst un-
terschiedlich ausgerichteten liberalen Partei-
ungen und Richtungen zusammenhielt. Die 
große moralische Überzeugungskraft, die 
diese Variante der liberalen Idee, wie sie von 
Denkern wie Alexander Rüstow, Hannah 
Arendt, und C. J. Friedrich formuliert wurde, 
ist für die Wiederbelebung der liberalen Ge-
dankens in Deutschland von großer Bedeu-
tung gewesen. Der große Erfolg, den Erhards 
— von den Freien Demokraten konsequent un-
terstützte— Wirtschaftspolitik seit 1948 gehabt 
hat, hat denn unzweifelhaft dazu beigetragen, 
ihr zum Siege zu verhelfen und den liberalen 
Grundsätzen in der Wirtschafts- und Gesell-
schaftspolitik der Bundesrepublik einen fe-
sten Platz in der politischen Tradition dieses 
Staates zu verschaffen, obschon die Freien 
Demokraten selbst davon häufig nur indirekt 
haben profitieren können.

Hinzu kam die — allen voran von Theodor 
Heuss mit großer moralischer Kraft vertrete-
ne — Überzeugung, daß das deutsche Volk 
nur dann die Chance zu einem Wiederauf-
stieg und zur Wiederanerkennung im Kreise 
der europäischen Völker habe, wenn es zu 
einer demokratischen Neuordnung von Grund 
auf schreite. Dies bedingte konkret nicht 
nur das Bekenntnis zur parlamentarischen 
Demokratie und zu einer grundrechtlichen 
Festschreibung ihrer moralischen Geltungs-
grundlage, sondern darüber hinaus den Ab-
bau der Reste autoritärer Strukturen in Staat, 
Gesellschaft und Wirtschaft. Entsprechende 
Reformen im Rechtssystem, im Bildungssy-
stem und in der Wirtschaftsverfassung des 
Bundes und der Länder haben dann auch in 
den Jahren nach 1948 im Mittelpunkt der Po-
litik der Freien Demokraten gestanden. Dazu 
gehörte nicht zuletzt auch der Aufbau eines 
Systems sozialer Sicherungen, durch das die 



Idee der Freiheit des Bürgers in der moder-
nen Industriegesellschaft allein eine substan-
tielle Grundlage erhielt.

Die Frage der gesellschaftlichen Orientierung 
der FDP, ob sie sich primär als bürgerliche 
Partei oder als Partei der demokratischen 
Sammlung verstehen solle, blieb hingegen 
lange unentschieden. In den ersten anderthalb 
Jahrzehnten des Neubeginns bestand hier 
einstweilen eine beträchtliche Spannweite 
der Meinungen, die teilweise noch die Diffe-
renzen der liberalen Bewegung der Weimarer 
Zeit widerspiegelte. Unter den damaligen 
Umständen dürften die Freien Demokraten 
freilich gut daran getan haben, höchst unter-
schiedlichen Positionen einen Platz im eigenen 
Hause zu gewähren, gemäß dem Beschluß 
von Heppenheim vom 12. Dezember 1948, der 
als Ziel der FDP formulierte: „Sammlung der 
politischen Kräfte, die den Gedanken der 
Freiheit und des Persönlichkeitsrechtes zum 
Richtmaß aller Entscheidung(en) erheben."

Erst in den sechziger Jahren kam es zu grund-
sätzlichen Richtungskämpfen innerhalb der 
FDP. Mit dem Ende des „kalten Krieges", durch 
den der sozialen Marktwirtschaft in der Bun-
desrepublik gleichsam flankierende Unterstüt-
zung zuteil geworden war, begann der Glanz 
der neoliberalen Lehre zu verblassen und ihre 
Einseitigkeiten traten deutlicher in das Be-
wußtsein der Öffentlichkeit. Die partielle De-
struktion der Totalitarismustheorie — die lan-
ge als Folie gedient hatte, vor der die Neolibe-
ralen ihre Postulate entwickelten und glaub-
haft machen konnten — durch die historische 
und politologische Forschung kam als weiterer 
Faktor hinzu. Damit war der Zeitpunkt für ein 
überdenken der grundsätzlichen Positionen 
des Liberalismus gekommen. Nicht zufällig be-
gann in diesen Jahren die Loslösung von dem 
„großen Bruder" CDU/CSU; zugleich aber bra-
chen die bislang weithin unausgetragenen Dif-
ferenzen zwischen den Liberalen nationallibe-
raler Tradition mit ausgesprochen besitzbür-
gerlichem Hintergrund und den stärker sozial 
und demokratisch orientierten Liberalen in 
massiver Form hervor. Sie endeten mit einer 
klaren Distanzierung von den großbürgerlich-
nationalen Traditionen des älteren deutschen 
Liberalismus zugunsten eines eindeutig sozial 
orientierten Liberalismus.

Die ,Studentenrevolution' der sechziger Jahre 
dürfte dieser Entwicklung noch einen zusätzli-
chen Schub verliehen haben. Denn durch sie 
wurden die Grenzen des historischen Kon-
sens der Ära Adenauer, einer durch rasches 

Wirtschaftswachstum und Betonung materiel-
len Wohlstands bestimmten Periode, schlag-
artig ins allgemeine Bewußtsein gehoben. 
Die Liberalen taten recht daran, ihre über-
kommene Einstellung zur Wirtschafts- und 
Sozialordnung der Bundesrepublik radikal zu 
überprüfen. Ob freilich Karl Hermann Flach 
gut daran tat, den Spielraum liberaler Wirt-
schafts- und Gesellschaftspolitik nach der 
Mitte hin derart einzuengen, wenn er schrieb: 
„Die Befreiung des Liberalismus aus seiner 
Klassengebundenheit und damit vom Kapita-
lismus ist. . . die Voraussetzung seiner Zu-
kunft", bleibt abzuwarten. Entscheidender 
scheint uns das Bemühen der Freien Demo-
kraten, in der Nachfolge Naumanns nach 
Wegen zu suchen, dem einzelnen auch unter 
den Bedingungen eines voll entfalteten hoch-
kapitalistischen Systems ein Höchstmaß an 
individuellen Entfaltungsmöglichkeiten, vor 
allem aber an Schutz gegenüber der Über-
macht bürokratischer Apparate in Staat, Ge-
sellschaft und Wirtschaft zu sichern. Der So-
zialliberalismus, der in der Nachfolge Fried-
rich Naumanns eine Humanisierung insbe-
sondere des industriellen Systems anstrebt, 
hat in den Freiburger Thesen von 1971 einen 
eindrucksvollen Niederschlag gefunden. Al-
lerdings sind heute, in einer Situation stark 
verminderten wirtschaftlichen Wachstums, 
verbunden mit struktureller Arbeitslosigkeit 
und stark belasteten öffentlichen Haushalten, 
andere Gesichtspunkte wieder in den Vorder-
grund getreten.

In der Gegenwart, so scheint uns, ist es viel-
leicht angebracht, wieder stärker an die von 
Max Weber eindrucksvoll formulierte Posi-
tion eines progressiven Liberalismus anzu-
knüpfen. Schon Max Weber stand vor der 
Frage, die uns heute in verstärktem Maße be-
wegt, wie nämlich den Tendenzen zu einer 
allmählichen Erstarrung der sozialen Bezie-
hungen — gleichviel, ob zwischen Individuen, 
Gruppen oder Institutionen, auf politischer 
Ebene aber mehr noch im Bereich des wirt-
schaftlichen Subsystems — entgegengewirkt 
werden könne. Er formulierte drei wesentliche 
Ziele, die eine jede liberale Politik unter den 
Bedingungen des Hochkapitalismus zu verfol-
gen habe: Erstens die mögliche Steigerung 
von Mobilität und Wettbewerb innerhalb von 
beständig zum Festschreiben bestehender 
Verhältnisse neigender Institutionen und 
Strukturen; zweitens die möglichste Steige-
rung der Eigenverantwortlichkeit des einzel-
nen, ungeachtet der sozialen und institutio-
nellen Abstützung seiner gesellschaftlichen 



Position durch den modernen Staat und seine 
subsidiären Institutionen, und schließlich die 
Steigerung der öffentlichen Verantwortlich-
keit von Herrschaft auf allen Ebenen der Ge-
sellschaft. Dies gilt insbesondere für die im 
Vorfeld der parlamentarischen Institutionen 
und insbesondere im wirtschaftlichen Bereich 
operierenden Verbände aller Art.

Der Weg des deutschen Liberalismus von der 
vermeintlich „klassenlosen Bürgergesellschaft" 
des Vormärz bis hin zur pluralistischen Indu-
striegesellschaft der Gegenwart war voller 
Wechselfälle. Die Programmatik und die 
Strategien liberaler Politiker haben sich dabei 
vielfach grundlegend verändert. Die sozialen 
Beengtheiten, in die die liberale Bewegung im 
Laufe einer langen Entwicklung wiederholt 
verstrickt wurde, sind heute gutenteils über-
wunden, und die nationalistische Engstirnig-
keit, der sie sich im späteren 19. Jahr-
hundert und noch lange danach verschrieben 
hatte, gehört der Vergangenheit an. Auch die 

konkreten Inhalte der liberalen Idee haben 
sich vielfach verändert. In seiner Grundforde-
rung — nämlich dem einzelnen innerhalb einer 
freien Gesellschaft ein optimales Maß an per-
sönlicher Entfaltung zu ermöglichen — ist sich 
der Liberalismus freilich gleichgeblieben. Die 
Frage, wie dieses große Ideal angesichts der 
sich stetig verändernden gesellschaftlichen 
Wirklichkeit konkret einlösen läßt, wird je-
doch weiterhin umkämpft bleiben. Im Laufe 
seiner langen Geschichte hat der Liberalismus 
niemals dem Ideal einer konfliktreichen Ge-
sellschaft angehangen; ihm ist es immer vor 
allem darum gegangen, jenes Maß an freiheit-
lichen Verhältnissen zu schaffen und zu be-
wahren, das eine friedliche Austragung des 
Konflikts zwischen alternativen Idealen er-
möglicht. Nur im Rahmen einer „offenen Ge-
sellschaft" aber ist dergleichen überhaupt 
denkbar. Unsere Gesellschaft auch in der Zu-
kunft „offen" zu erhalten, wird eine wesent-
liche Aufgabe des Liberalismus sein.



Guy Kirsch
Radikale Liberalität in einer geizigen Welt

Gedanken zu einer Umorientierung

Die Entwicklung der Industriegesellschaften in den letzten zweihundert Jahren 
brachte den Menschen einen fast grenzenlosen Zuwachs ihrer Kräfte und Mög-
lichkeiten, die jedoch vornehmlich auf den technischen und wirtschaftlichen 
Bereich beschränkt blieben; der Mensch wurde zum homo oeconomicus. Nun, 
da nicht nur die Grenzen des Wachstums, sondern der Ressourcen überhaupt 
sichtbar werden, erscheint eine Neuorientierung vordringlich: Das wirtschaft-
liche Wertesystem von Leistung und Erfolg, die einseitige Fixierung auf ökono-
mische Interessen, muß ergänzt bzw. abgelöst werden durch eine stärkere Hin-
wendung zu den Werten des Kultur- und Sozialsystems. Der Radikalität dieser 
Umorientierung muß — so der Autor — eine tiefgreifende Veränderung des 
Verhaltens entsprechen.

Radikalität versus Radikalismus

Dem Radikalismus der Freiheitsfeinde von 
rechts und von links läßt sich auf die Dauer 
mit Erfolg nur die Radikalität der Liberalen 
entgegensetzen. Es liegt also kein Grund vor, 
sich für eine auf den ersten Blick blasphemi-
sche Wortverbindung, die Radikalität und Li-
beralität miteinander in Beziehung setzt, zu 
entschuldigen. Wohl aber mag eine Erklärung 
hilfreich sein.

Radikalität und Radikalismus sind nicht ein 
und dasselbe. Im Gegenteil: Die Radikalität 
wird getragen von einem reflektierten norma-
tiven Engagement, das sich in einer realisti-
schen Auseinandersetzung mit der Wirklich-
keit konkretisiert, wobei das moralische En-
gagement die Suche nach der Wirklichkeit 
orientiert. Der Realitätssinn verhindert, daß 
sich die moralischen Wertvorstellungen in 
weltfernen Utopien verlieren; das normative 
Engagement trägt seinerseits dazu bei, daß 
sich der Realitätssinn nicht in einem mora-
lisch tauben Pragmatismus erschöpft. Die Ra-
dikalität erlaubt, daß Denken und Leben, Re-
flexion und Praxis sich gegenseitig berei-
chern: Die praktischen Erfahrungen führen 
dazu, daß sich die moralischen Wertvorstel-

Dieser Aufsatz ist die überarbeitete Fassung eines 
Referates, das der Verf. auf der Fachtagung der 
CDU über „Lebenswerte Umwelt“ Anfang März 
1979 in Bonn gehalten hat. In etwas erweiterter 
Form wird dieser Aufsatz auch in dem in Kürze er-
scheinenden Olzog-Taschenbuch „Optionen für 
eine lebenswerte Zukunft" veröffentlicht, das die 
Referate und Diskussionen dieser Fachtagung ent-
hält.

lungen mit Inhalt füllen; die moralischen 
Wertvorstellungen tragen dazu bei, daß äuße-
re Geschehnisse zu nutzbaren Erfahrungen 
werden. Das moralische Engagement fördert 
den Blick für die Realität, und der Realitäts-
sinn erlaubt jene Konkretisierung der Wert-
vorstellungen, die erst ein Engagement jen-
seits aller Scheinheiligkeit und Rhetorik 
möglich macht ’).

Anders der Radikalismus: Er ist geradezu da-
durch gekennzeichnet, daß die Wert- und 
Zielvorstellungen sich in der Konfrontation 
mit der Wirklichkeit nicht weiterentwickeln: 
Das normative Engagement erstarrt in dog-
matischen Formulierungen, die in zwangsneu-
rotischer Wiederholung dazu herhalten, das 
Nichterkennen und Verkennen der Wirklich-
keit zu rechtfertigen, die auch dazu herhal-
ten, daß in blindem Affekt die Wirklichkeit 
nicht gestaltet, sondern vergewaltigt wird: 
Urteile, die an der Realität nicht korrigiert 
werden können, also Vorurteile, und Wert-
vorstellungen, die sich in der Konfrontation 
mit der Realität nicht weiterentwickeln, also 
fanatische Überzeugungen, sind die Begleiter-
scheinungen eines Radikalismus, der sein En-
gagement dadurch rein und kompromißlos zu 
halten sucht, daß der offenen Begegnung mit 
der Wirklichkeit ausgewichen wird. Es ist 
diese Art des Radikalismus, von dem gegen-
wärtig meist die Rede ist und in dessen 
Dunstkreis Terror und Intoleranz ihren Ur-

1) Vgl. G. Kirsch, Fonctions et disfonctions de ta-
bous politiques, in: La politique economique de la 
Suisse, Fribourg 1977.



Sprung nehmen. Dabei ist es ohne große Be-
deutung, in welchem Engagement dieser Fa-
nati

2

smus seinen Ausgang nimmt; selbst ex-
trem entgegengesetzte normative Einstellun-
gen dienen Fanatikern, die sich sonst in nichts 
voneinander unterscheiden, als Legitimation ).

Diese Art des Radikalismus ist nicht die ein-
zige; es ist nicht einmal ausgemacht, daß sie 
die gefährlichere ist. Neben dem normativ-
moralischen Engagement, das nicht an der 
Wirklichkeit wachsen will bzw. kann, gibt es 
nämlich einen Realitätssinn, der sich jeder 
normativen Ausrichtung und jeder Kontrolle 
durch die Moral versagt. In gedankenloser 
Geschäftigkeit wird ein Pragmatismus ge-
lebt, der hinter der Berufung auf die Sachge-
setzlichkeit und auf den Sachverstand die 
nackte Unmoral verbirgt. Unfähig oder un-
willig, die eigene Situation und ihre Rahmen-
bedingungen mit den Augen des Moralisten 
distanziert immer wieder neu einzuschätzen 
und entsprechend zu gestalten, wird er selber 
zum Opfer jener Sachgesetzlichkeit, deren er 
sich zu bedienen vorgibt. Es ist wohl kein 
Zufall, daß — wie auch immer die jeweilige 
ursprüngliche Wirklichkeitsdeutung ausgese-
hen haben mag — die reinen Pragmatiker zu 
roboterhafter Unmenschlichkeit entarten, die 
sie sich voneinander nicht unterscheiden läßt.

Der Radikalismus ist — als der exakte Gegen-
satz zur Radikalität — zu verwerfen, gleich-
gültig, ob er auf einen defizienten Realitäts-
sinn oder auf eine mangelnde moralische 
Sensibilität zurückzuführen ist. Ob Herzver-
sagen. oder Hirnausiall, das Ergebnis ist das 
gleiche: Exitus.

2) Vgl. E. Hoffer, The True Believer, New York 
1951.
3) Diese strikt individualistische Ausgangsposi-
tion mag den Verdacht aufkommen lassen, daß 
jede Mitmenschlichkeit, jegliche Solidarität und 
Humanität ausgeschlossen werden. Dieser Ver-
dacht ist völlig unbegründet, insofern eine reife 
und verantwortete Mitmenschlichkeit nur zwi-
schen selbständigen Menschen möglich ist. Der 
Fall, daß jemand — etwa als Kind oder als psy-
chisch Kranker — vor den Folgen seiner eigenen 
Handlungen bewahrt und geschützt wird, kann 
nicht als Gegenargument dienen. In dem Maße, 
wie ihm dies angetan wird, wird er — vielleicht 
notwendiger-, doch auch bedauerlicherweise — 
zum Objekt. Liberales Ziel einer Erziehung oder 
einer Therapie kann hier nur sein, dem einzelnen 
zur Fähigkeit und zur Bereitschaft zum Tragen 
seiner Handlungsfolgen zu verhelfen.

Individualismus, Anarchismus, Liberalismus

Auf der Strecke bleibt in beiden Fällen der 
Mensch, genauer: der einzelne und einzigarti-
ge Mensch. Und hier setzt die Radikalität des 
Liberalen ein. Ihm geht es um den einzelnen, 
seine Freiheit und seine Würde. Sie sind das 
letzte, auf das bezogen es 3kein „Beyond“ ) 
gibt. Weniger pathetisch: Jeder hat das Recht 
und — im Rahmen seiner persönlichen Mög-
lichkeiten — die Pflicht zum eigenen Selbst-
entwurf und zu dessen Realisierung. Niemand 
darf den Nächsten zum Instrument im Dien-
ste der eigenen Bedürfnisbefriedigung herab-
würdigen. Der Dienst am anderen darf für 
den, der ihn erbringt, nur ein frei gewähltes 
Mittel zur eigenen Selbstrealisation sein.

Wegen der Knappheit der Faktoren, wegen 
des Geizes der Welt geraten die Selbstent-
würfe der einzelnen miteinander in Konflikt, 
ohne daß die Möglichkeit für die einzelnen 
bestünde, in freie, nur für sie 
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zugängliche 
Räume auszuweichen. Man kann dem Anar-
chismus den Vorwurf nicht ersparen, daß er 
die Freiheit und Würde des einzelnen ver-
teidigen will, ohne die Wirklichkeit knapper 
Ressourcen zu berücksichtigen: Er geht davon 
aus, daß der einzelne für ihn und andere ko-
stenlos seinem Nächsten begegnen und sich 
auch kostenlos von ihm trennen kann ).

An dieser Stelle wird man sich daran erin-
nern müssen, daß sich die Frage nach der 
Freiheit und Selbstverwirklichung des ein-
zelnen Menschen überhaupt nur in einer 
Welt der knappen Mittel stellt. Nur dort 
können die Ziel- und Wertvorstellungen des 
einzelnen mit den Entwürfen der anderen in 
Konflikt geraten.

So gesehen stellt der Anarchismus keine 
Lösung des Freiheitsproblems dar; er läuft 
vielmehr auf eine verschleierte Wegdefi-
nition des Problems hinaus. Man muß da-
her den — ansonsten sicher sympathi-
schen — Anarchismus als Lösungsansatz ab-
lehnen, nicht aber den Liberalismus. Ohne 
aphoristische Überzeichnung läßt sich sagen, 
daß sich die Liberalen von den Anarchisten 
eben dadurch unterscheiden, daß sie das Pro-
blem der individuellen Freiheit in einer geizi-
gen Welt, also unter Berücksichtigung der 
Knappheit der Güter, lösen wollen. Dabei ge-
hen sie nicht so vor, daß sie — auf den neu-
en Menschen hoffend und durch den morali-
schen Appell — vom einzelnen erwarten und

2) Vgl. G. Kirsch, Auf der Flucht vor der Freiheit, 
in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 3. April 1978. 



verlangen, daß er um der Ansprüche seines 
Nächsten willen seine eigenen Wünsche zu-
rückschneidet; sie erwarten und verlangen 
nicht, daß die Freiheit und Würde des einen 
durch die Selbstbeschneidung des anderen 
gewährleistet wird. Vielmehr soll unabhängig 
von der Motivation des einzelnen in einer 
Welt der Mittelknappheit die Instrumentali-
sierung des einen durch den anderen, die' 
Zerstörung der individuellen Freiheit und 
der ungeregelte Kampf aller gegen alle mit 
dem Sieg des Starken über den Schwachen 
vermieden werden.

In skeptischem Realismus wird der Hoff-
nung, durch gutes Zureden den Wolf im 
Menschen zu bändigen, nicht weiter nachge-
gangen. Vielmehr wird gefragt, wie die Ord-
nung des menschlichen Zusammenlebens zu 
gestalten sei, damit der Wolf im Menschen 
domestiziert werde. Die gesellschaftliche 
Ordnung soll sicherstellen, daß — was auch 
immer die Motivation des einzelnen sei — es 
weder in seinem Interesse noch in seinen 
Möglichkeiten liegt, den anderen zum Instru-
ment zu degradieren. Das gewaltlose Zusam-
menleben der Menschen in Freiheit soll nicht 
durch die Geburt eines neuen Menschen in 
einer alten Gesellschaft, sondern durch eine 
neue gesellschaftliche Ordnung für den alten 
Menschen erreicht werden. Und dies trotz der 
Knappheit der Produktionsfaktoren. Nicht in 
der domestizierenden Erziehung des Men-
schen, sondern in der Gestaltung der gesell-
schaftlichen Ordnung wird die Lösung des 
Problems des friedfertigen menschlichen Zu-
sammenlebens gesehen. Ordnungspolitik heißt 
die Parole.

Thomas Hobbes hatte sich diesem Problem 
schon genähert; er sah angesichts der Leiden-
schaften des Menschen und der Grenzen der 
Welt nur einen Weg, die gewalttätige Begeg-
nung des Starken mit dem Schwachen zu ver-
meiden: das Aufgehen des einzelnen in einem 
alle Individualität auslöschenden Leviathan: 
dem totalen Staat. Der Friede zwischen den 
Menschen war hergestellt, die Gefährdung 
der individuellen Freiheit des einen durch die 
Übergriffe des anderen war gebannt, aller-
dings um den Preis des Verlustes der Freiheit 
aller an den Leviathan. Es mochte scheinen, 
als seien der soziale Friede und die individu-
elle Freiheit in einer geizigen Welt nicht mit-
einander zu vereinbaren. Die Frage ist dring-
lich: Müssen wir wirklich wählen zwischen 
der Zerstörung der individuellen Freiheit im 
regellosen Kampf des Starken gegen den 

Schwachen und der Aufhebung der individu-
ellen Freiheit im wohlgeregelten Leviathan?
Es ist nicht möglich, an dieser Stelle alle An-
sätze auch nur zu erwähnen, die bei der Be-
antwortung dieser Frage versucht worden 
sind. Immer ging es — damals wie heute — 
um das friedvolle Zusammenleben freier 
Menschen in einer geizigen Welt.

Vom leidenschaftlichen Menschen zum 
Wirtschaftssubjekt

Ein entscheidender Durchbruch in dieser lan-
gen, mühseligen Suche gelang, als es vor 
rund zwei Jahrhunderten die theoretische 
Reflexion unternahm, die menschlichen Lei-
denschaften umzuformulieren in ökonomische 
Interessen 5). Diese Ökonomisierung der 
menschlichen Leidenschaften, d. h. die Redu-
zierung des Menschen zum Wirtschaftssub-
jekt, eröffnete die Möglichkeit, das Problem 
der gesellschaftlichen Ordnung in die Frage 
nach der wirtschaftlichen Ordnung umzuset-
zen. Der Weg war frei, um den wettbewerb-
lich organisierten Markt zum Zentralstück 
der Ordnungspolitik zu erheben. Der zum 
Wirtschaftssubjekt erklärte Mensch sollte in 
seinem Verhalten zu den übrigen domesti-
ziert werden in einer auf den Ausgleich 
von ökonomischen Interessen gerichteten so-
zialen Ordnung, eben auf dem Markt6). Die 
praktische Bedeutung, die der Markt dann zu 
Beginn des 19. Jahrhunderts erhielt, trug ih-
rerseits wesentlich dazu bei, daß die Men-
schen zunehmend zu Wirtschaftssubjekten 
wurden, tendenziell von ihren Leidenschaf-
ten nur jene ernst nahmen, die sich als öko-
nomische Interessen artikulieren und auf dem 
Markt einbringen ließen; der Preis wurde zur 
notwendigen Voraussetzung dafür, daß über-
haupt etwas als wertvoll anerkannt wurde. In 
aphoristischer Kürze: Der Markt schuf sich in 
der Praxis die Voraussetzung, welche die 
Theorie herausgearbeitet hatte; die als Wirt-
schaftssubjekte postulierten Gesellschafts-
mitglieder wurden tatsächlich zunehmend zu 
Wirtschaftssubjekten. Entlarvend ist in 
diesem Zusammenhang die Selbstdefinition 
unserer Gesellschaft als Wirtschaf tsgesell-
schaft. Die Nachteile, die mit dieser Ökono-
misierung der menschlichen Leidenschaften 
verbunden waren, werden uns noch beschäf-

5) Vgl. F. Perroux, Les macro-decisions, in: L'Eco-
nomie du XXe Siecle, 3. Aufl., Paris 1969, S. 347 ff.
6) Vgl. A. O. Hirschmann, The Passions and the 
Interests. Political Arguments for Capitalism befo-
re its Triumph, Princeton, N. J. 1977.



tigen. Man braucht kein Marxist zu sein, um 
anzuerkennen, daß schon frühzeitig Marx auf 
den Tatbestand und die Kosten dieser ein-
schneidenden Neudefinition des Problems des 
menschlichen Zusammenlebens hingewiesen 
hat.
Die Vorteile, die mit der Ökonomisierung der 
menschlichen Leidenschaften erkauft werden 
konnten, waren allerdings beträchtlich: Der 
Markt, auf dem die konfligierenden Interes-
sen sich begegnen und durch das Spiel des 
Wettbewerbs zum Ausgleich gebracht wer-
den, erlaubt seiner Konstruktionsidee nach, 
daß jeder einzelne ohne Rücksicht auf die 
Belange seines Nächsten die Befriedigung 
seiner Zielvorstellungen anstreben kann. Es 
ist denen zuzustimmen, die im Wettbewerb 
jenes soziale Ordnungsprinzip und im Markt 
jene gesellschaftliche Ordnung sehen, die si-
cherstellen, daß trotz der Knappheit der Mit-
tel die einzelnen Gesellschaftsmitglieder sich 
nicht gegenseitig mißbrauchen können und 
trotzdem die individuelle Freiheit nicht dem 
harten Zugriff eines alles und jeden umfas-
senden Leviathan zum Opfer fällt.
Nun ist es sicher ein gängiges — und trotz-
dem zutreffendes — Argument gegen diesen 
Optimismus, daß der Markt Entartungser-
scheinungen aufweisen kann und nicht selten 
auch tatsächlich aufweist. Es gibt Machtposi-
tionen auf dem Markt; dieser ist häufig weit 
von dem Zustand der vollkommenen Konkur-
renz entfernt. Monopole oder monopolähnliche 
Positionen auf der Anbieter- bzw. auf der 
Nachfragerseite erlauben es dem jeweils Stär-
keren, sich den von ihm verursachten externen 
Kosten zu entziehen und damit letztlich die 
jeweils Schwächeren zu instrumentalisieren.
All dies ist nicht neu und liegt durchaus in 
der Linie der bisherigen liberalen Ordnungs-
politik, der es in der Hauptsache um ein 
Mehr an Wettbewerb ging und geht. Wenn 
im folgenden auf einige weitere Aspekte des 
Problems einer liberalen Ordnungspolitik ein-
gegangen wird, so ausdrücklich nicht, um die 
marktorientierte Ordnungspolitik zu verdrän-
gen. Denn diese hatte und hat durchaus ihre 
Funktion, so wie auch der Markt seine Funk-
tion hat, allerdings innerhalb bestimmter 
Grenzen.

Die Grenzen des Marktes

Oben hieß es, die Umformulierung der 
menschlichen Leidenschaften in ökonomi-
sche Interessen habe die Voraussetzung da-
für geschaffen, daß der Markt als sozialer 

Ordnungsmechanismus konzipiert und institu-
tionalisiert werden konnte. Diese Aussage ist 
dahingehend zu präzisieren, daß unter den öko-
nomischen Interessen jene zu verstehen sind, 
die sich auf solche Güter und Dienstleistun-
gen beziehen, für die individuelle Eigentums-
rechte angemeldet und durchgesetzt werden 
können und deren Wert in Geldeinheiten 
ausdrückbar ist. Mit anderen Worten: Die be-
sagten Interessen müssen sich auf marktfähi-
ge Güter und Dienstleistungen beziehen. In 
dieser Interpretation der ökonomischen Inter-
essen wird implizit die Reduzierung von lei-
denschaftlichen Menschen in Käufer und An-
bieter marktgängiger Waren verlangt. Genau-
er: Nur wenn die Menschen lediglich letzte-
res sind, kann der Markt das Problem eines 
geordneten menschlichen Zusammenlebens in 
Freiheit im Rahmen seiner Wettbewerbsqua-
lität sicherstellen.

Nun braucht es keiner großen Phantasie, um 
Beispiele von Gütern zu finden, für die keine 
individuellen Eigentumsansprüche möglich 
sind und/oder deren Wert nicht in Preisen 
ausgedrückt werden kann: Das Wachstum 
des Sozialprodukts läßt sich wohl in Geldein-
heiten formulieren, kann aber nicht individu-
ell angeeignet werden. Umgekehrt läßt sich 
ein qualitativ hochwertiges Forschungsergeb-
nis wohl urheberrechtlich individuell aneig-
nen und absichern, ist aber in seinem wissen-
schaftlichen Wert nicht in Geldeinheiten aus-
zudrücken. Schließlich: Die äußere Sicherheit 
eines Landes ist eigentumsrechtlich einem 
einzelnen Gesellschaftsmitglied nicht zuweis-
bar und außerdem ist ihr Wert nicht in Mark 
und Pfennig fixierbar.

In all diesen Fällen versagt, was leicht ein-
zusehen ist, der Markt. In dem Maße, wie 
sich die Interessen der Gesellschaftsmitglie-
der auf solche Güter und Werte erstrecken, 
kurz, in dem Maße, wie sich die menschli-
chen Leidenschaften auch auf andere als auf 
marktfähige Güter und Dienstleistungen be-
ziehen und das Ausleben dieser Leiden-
schaften in den engen Grenzen der Welt mit 
den Leidenschaften anderer Gesellschafts-
mitglieder in Konflikt gerät, in dem Maße 
muß der Markt versagen, wenn er allein das 
menschliche Zusammenleben in Ordnung und 
Freiheit gewährleisten soll. Neben ihn müs-
sen andere Sozialmechanismen und Interak-
tionssysteme treten; diese sollen dann ihrer-
seits einen Beitrag zur Lösung des friedlichen 
Zusammenlebens freier Menschen in einer 
geizigen Welt leisten (sie können aber — wie 



sich gleich zeigen wird — wenigstens zum 
Teil der Bedrohung für die Freiheit werden).

Kollektive — die vergessenen Objekte der 
liberalen Ordnungspolitik

Konzentrieren wir uns vorerst auf jene Wer-
te, an denen private Eigentumsrechte nicht 
abgesichert werden können, so zeigt sich: 
Sollen diese überhaupt in das rationale Kal-
kül von Entscheidungsträgern eingehen, so ist 
dies nicht über den Markt möglich. Verläßt 
man sich trotzdem nur auf den Marktmecha-
nismus, so führt dies dazu, daß diese Werte 
so behandelt werden, als seien sie freie, nicht 
aber knappe Güter. Sind sie aber tatsächlich 
selten, so führt ihre Nichtberücksichtigung im 
Entscheidungskalkül — also so zu tun, als 
seien sie freie Güter — zu einer Verschleu-
derung und Verschwendung eben dieser knap-
pen Werte. So aber kann man den Herausfor-
derungen einer geizigen Welt nicht begeg-
nen.
Diese etwas abstrakten Überlegungen werden 
besonders deutlich am jüngst von großer Be-
deutsamkeit gewordenen Beispiel der Um-
welt: Wohl kann es für bestimmte Techni-
ken der Umwelterhaltung und der Umwelt-
sanierung marktfähige Versionen geben — 
Filter, Kläranlagen, Deponien —, nur ist die 
Erhaltung einer menschenadäquaten Umwelt 
selbst einer jener Werte, für die es keinen 
Markt geben kann, für die also auch keiner 
existiert. Dies war so lange nicht folgenreich, 
als die Umwelt wirklich ein wohl wertvolles, 
aber freies Gut war, also die Belastungen, die 
man ihr zumutete, im Vergleich zu ihren Re-
generationsmöglichkeiten und bezogen auf 
die Sensibilität der Menschen für Umwelt-
schädigungen klein waren. Dies änderte sich 
in dem Augenblick, als die Belastungen der 
Umwelt als Folge der technologischen und 
industriellen Entwicklung, des Bevölkerungs-
wachstums, der Verstädterung usw. dra-
stisch anstiegen. Nunmehr erwies sich plötz-
lich die Erhaltung und Instandsetzung der 
Umwelt als durchaus knappes Gut: D. h., be-
zogen auf die Umwelt traten intraindividuelle 
und gesellschaftliche Zielkonflikte auf. Nur: 
Da der Markt als Ort zum geregelten Austra-
gen der interindividuellen Konflikte ausfiel 
und ein anderer Sozialmechanismus vorerst 
nicht zur Verfügung stand (oder genauer: die 
Umwelt nicht in den Kompetenzbereich eines 
schon bestehenden Mechanismus überwiesen 
wurde), wurde sie weiter als freies Gut be-
handelt, also verschwendet. Das Ergebnis: 
Umweltverschmutzung.

Fragt sich nur, wozu und wie Werte, die einer 
privatrechtlichen Aneignung nicht unterwor-
fen sind, Berücksichtigung finden können. 
Die Antwort ist so einfach, wie die Probleme, 
die sie aufweist, groß und zahlreich sind: in 
Kollektiven. Hierunter ist nicht nur der Staat 
zu verstehen, auch Verbände, Gewerkschaf-
ten, Kirchen, Klubs verschiedenster Art, vom 
Club of Rome zur Goldfischzüchtervereini-
gung aus Kleindorf, gehören dazu.

Alle diese Zusammenschlüsse — handle es 
sich nun um staatliche oder um nichtstaatli-
che — bilden, was im Anschluß an David 
Easton 7) gemeinhin das „political System" ge-
nannt wird, dessen Sinn und Zweck in der 
autoritativen Zuordnung von Werten besteht. 
Im Gegensatz zum „economic System" des 
Marktes sind die das „political System" aus-
machenden Kollektive dadurch gekennzeich-
net, daß sie Instrumente der Herrschaft und 
des Zwanges sind und mit logischer Notwen-
digkeit sein müssen. Dies aus folgendem 
Grunde: Während die Entscheidungen auf 
dem Markt von dem einzelnen unmittelbar 
unter Bezug auf die eigenen Bedürfnisse ge-
troffen und ohne Rücksprache mit den ande-
ren in die Tat umgesetzt werden, muß sich 
der einzelne in Kollektiven erst einmal mit 
seinen eigenen Ziel- und Wertvorstellungen 
durchzusetzen versuchen und anschließend — 
ist erst einmal ein kollektiver Entschluß ge-
faßt — diesen in seinen Konsequenzen auch 
dann mittragen, wenn er nicht einverstanden 
ist. Die Folge ist, daß es im „political Sy-
stem" — im Gegensatz zum „economic Sy-
stem" — die konfliktuelle Auseinanderset-
zung gibt und daß — wiederum im Gegensatz 
zum Markt — der einzelne mehr oder weni-
ger frustriert sein wird ob der schließlich auch' 
für ihn verbindlichen Entscheidungen. Dabei 
werden die Intensität der konfliktuellen Aus-
einandersetzung sowie das Ausmaß und die 
Wahrscheinlichkeit der Frustration um so hö-
her sein, je größer die Unterschiede unter 
den Ansichten der Kollektivmitglieder sind. 
Dabei ist zu bedenken, daß es gerade diese 
Unterschiede sind, die das Problem des fried-
vollen Zusammenlebens freier Menschen in 
einer geizigen Welt überhaupt erst entstehen 
lassen.

Die Tatsache, daß Kollektive — gleich welcher 
Art — notwendigerweise Herrschaft und Zwang 
implizieren, erklärt denn auch, warum gerade

7) Vgl. D. Easton, A Framework for Political Ana-
lysis, Englewood Cliffs, N. Y. 1965, S. 50. 



unter Liberalen jedweden Zusammenschlüs-
sen, allen voran dem Staat, mit höchstem 
Mißtrauen begegnet wird. Nur bedeutet dies 
noch längst nicht, daß sich Liberalität in der 
antikollektivistischen Geste erschöpfen kann. 
In dem Maße nämlich, wie es um Werte geht, 
die privaten Eigentumsansprüchen nicht unter-
worfen werden können, sind Kollektive die 
einzige Möglichkeit, sicherzustellen, daß die-
se knappen Werte nicht so behandelt werden, 
als seien sie freie Güter, daß sie also nicht 
verschwendet werden. Dies heißt nicht, daß 
in Zusammenschlüssen nicht kollektivspezifi-
sche Verschwendungen stattfinden können; 
nur geht es nicht an, unter Hinweis auf diese 
und auf deren unvermeidbaren Herrschafts-
charakter die Kollektive vor aller Einzelun-' 
tersuchung zu verwerfen. Andere als kollek-
tive Zuweisungsmechanismen sind für alle 
nicht privateigentumsrechtlich verteilbaren 
Werte einfach nicht denkbar.

Allerdings: Wenn auch auf das „political Sy-
stem" — also auf die autoritative Zuweisung 
von Werten in Kollektiven — nicht in allen 
Fällen verzichtet werden kann, so ist doch 
festzuhalten, daß — vom liberalen Stand-
punkt — die Beweislast für solche Notwendig-
keit immer bei dem liegt, der diese Zuweisung 
vornehmen will.

Darüber hinaus stellt sich dann, wenn auf die 
autoritative Zuweisung von Werten nicht 
verzichtet werden kann, die Frage, wie diese 
vorzunehmen sei.

Es ist zu fragen, wie die so nicht vermeidba-
re Herrschaft in liberalem Geiste zu gestalten 
sei. Mit anderen Worten: Neben eine Politik, 
die auf die ordnende Gestaltung des wettbe-
werblichen Marktes abstellt, muß eine Ord-
nungspolitik für die Kollektive selbst treten. 
Die selbstbeschränkende Fixierung der Libe-
ralen auf den Markt mag in den Nachkriegs-
jahrzehnten in der Bundesrepublik Deutsch-
land zweckmäßig und notwendig gewesen 
sein. Es scheint aber nun allmählich die 
Zeit gekommen, diese derart eng auf den 
Markt ausgerichtete Ordnungspolitik auszu-
weiten und — neben anderem — auch Kol-
lektive nicht als zu bekämpfendes Übel abzu-
tun, sondern als ordnungspolitische Aufgabe 
zu begreifen. Dies erfordert allein schon die 
zunehmende Bedeutung nicht marktfähiger 
Werte. Für den, der in einem solchen Tun be-
reits ein beängstigendes Abgleiten in den 
Kollektivismus, den ersten und entscheiden-
den Schritt auf dem Weg in die Knechtschaft 
sieht, mag folgender Hinweis beruhigend 

sein: Die Kollektive wurden aus dem ord-
nungspolitischen Diskurs ehedem erst ausge-
klammert, als die Ökonomisierung der 
menschlichen Leidenschaften als theoretische 
Möglichkeit in den Blick gekommen und als 
praktische Übung erfolgt war; vorher war — 
bei Montesquieu, den Federalists, de Tocque-
ville u. a. — das Ordnungsproblem ein solches 
der intra- und interkollektiven Beziehungen 
gewesen. Außerdem: Die Reduzierung der ord-
nungspolitischen Problematik auf Fragen des 
Marktwettbewerbes ist eine Erscheinung, die 
sich in dieser Einseitigkeit eigentlich nur — 
wenn auch wiederum aus verständlichen 
Gründen — in Deutschland findet.

Wenn nun die Kollektive — handle es sich 
hierbei nun um den Staat in seinen verschie-
denen Erscheinungsformen, um Verbände, 
Gewerkschaften, Parteien, Kirchen u. ä. — 
zum Gegenstand einer liberalen Ordnungspo-
litik werden sollen, so unter der richtung-
weisenden Fragestellung, wie — trotz allen 
Herrschaftscharakters — die Freiheit der tat-
sächlichen und/oder der potentiellen Mitglie-
der garantiert werden kann; wie also der ein-
zelne nicht in diesen Zusammenschlüssen in-
strumentalisiert und damit zum Teil einer ma-
nipulierten Masse wird.

Es ist an dieser Stelle nicht möglich, auch 
nur die großen Linien einer auf die Kollekti-
ve bezogenen Ordnungspolitik zu zeichnen. 
Stichworte mögen (und müssen) genügen: 
Eine solche kollektivorientierte Ordnungspo-
litik wird zweckmäßigerweise zwei Seiten 
aufweisen: Zum einen wird sie ihr Augen-
merk auf die intrakollektiven Beziehungen zu 
richten haben8). So werden Fragen nach 
den Regeln und der Praxis der intrakol-
lektiven Willensbildung zu stellen sein. Für 
Parteien und Verbände ist dies eine ak-
zeptierte Fragestellung; für Kirchen hat sie 
— trotz der Bedeutung dieser Kollektive für 
ihre Mitglieder und darüber hinaus — noch 
immer den Ruch des Revolutionär-Aufsässi-
gen. Es wird zu fragen sein nach der Freiheit 
des Eintritts und des Austritts. Es ist zu fra-
gen nach der Position und dem Gewicht der 
Verwaltung und des institutionalisierten 
Sachverstandes in den einzelnen Zusammen-
schlüssen. Es ist zu fragen nach dem Entste-
hen von Zielvorstellungen in Kollektiven; 
sollte sich nämlich zeigen, daß die Zusam-
menschlüsse selbst (oder richtiger: privilegier-
te Mitglieder) einen nennenswerten, ander-

8) Vgl. G. Kirsch, Die Betroffenen und die Betei-
ligten, München 1974.



veitig nicht kompensierten Einfluß auf die 
Genese von Ziel- und Wertvorstellungen der 
ihrigen Teilnehmer haben, dann findet schon 
ruf der Ebene der Bedürfnisbildung eine In-
strumentalisierung des Menschen durch den 
Menschen statt. Daß Marxisten von „falschen 
Bedürfnissen" sprechen, ist kein Grund, sich 
1 priori zu weigern, solcher für die Liberalität 
ier Gesellschaft entscheidenden Fragestel-
ung nachzugehen. Im übrigen ist es nicht so, 
als sei hier alles von Grund auf neu zu bau

11
12

en. 
m Gegenteil: Von Buchanan und Tullok ) zu 
Nozick ), von Downs 13) zu Rawls 14) liegen 
Arbeiten vor, deren liberal-individualistisches 
Engagement die ordnungspolitische Perspek-
ive geradezu herbeizwingt.

Neben der Frage nach den intrakollektiven 
Beziehungen ist zu prüfen, wie die interkol-
'ektiven Beziehungen um der Freiheit des 
einzelnen willen ordnend zu gestalten seien. 
Wie schon oben angedeutet, ist diese Frage 
aicht neu: Montesquieu suchte in der Gewal-
enteilung in Kollektiven die Freiheit des 
einzelnen auch in Institutionen zu gewährlei-
sten, in denen der Zwang ein konstituieren-
des Element darstellt. Die Begründer des US-
amerikanischen Föderalismus suchten in der 
Vielzahl und in der Vielfalt von Zusam en-
schlüssen ein Mittel gegen die Ansprüche 
and Anforderungen an den einzelnen, gegen 
die aus der Arroganz der Macht entstehenden 
Bedrohungen der individuellen Freiheit. Auch 
nierzulande sind Themen wie Föderalismus 
and Tarifautonomie, Verbänd

5

egesetze und 
Konzertierte Aktion nichts Ungewöhnliches. 
Was allerdings fehlt, ist die systematische 
ordnungspolitische Fragestellung, wie die Be-
ziehungen zwischen den einzelnen Zusammen-
schlüssen um der individuellen Freiheit und 
um der effizienten Allokation knapper Res-
sourcen willen zu gestalten seien. Wohl gibt 
es höchst wertvolle empirische Beschreibun-
gen der Politikverflechtung 1),  wohl gibt es 
vornehmlich normativ inspirierte Forderungen 
nach einer Durchgliederung der Gesellschaft 
im Dienste der Emanzipation des einzelnen. — 
Was bislang nur erst zaghaft versucht wird, 
ist der Entwurf einer liberal-individualistisch 
ausgerichteten Gestaltung der genannten Poli-
tikverflechtung unter Berücksichtigung der 
tatsächlichen Gegebenheiten. Das Material 
hierfür ist in großen Bruchstücken sicher vor-
handen, nur ist es eben bisher nicht zu einem 
Ordnungsgebäude zusammengefügt. *

11) F. W. Scharpf u. a., Politikverflechtung: Theorie
und Empirie des kooperativen Föderalismus in 
der Bundesrepublik, Kronberg/Taunus 1976.

Doch reicht es nicht, wenn inter- und intra-
kollektive Beziehungen je einzeln unter ei-
nem liberal-individualistischen Blickwinkel 
untersucht und gestaltet werden. Vielmehr 

6

ist 
es notwendig, sie in ihrem gegenseitigen Be-
zug zu sehen 1).  Auch hier gibt es Anläufe, 
die weiterzuverfolgen sich lohnen würden.

Wenn es hier auch nicht möglich ist, die Fra-
ge der ordnungspolitischen Gestaltung der in-
tra- und interkollektiven Beziehungen einge-
hend zu erörtern, so ist es doch notwendig, im 
Hinblick auf weiter unten anzustellende 
Überlegungen sich einige Gedanken zu ma-
chen über das, was das „political System“ 
überhaupt leisten kann.

Die Grenzen des politischen Systems

Oben hieß es, das „economic System" sei nur 
in der Lage, jene Werte zu berücksichtigen, 
an denen sich individuelle Eigentumsrechte 
formulieren und durchsetzen lassen und die 
in Geldeinheiten ausgedrückt werden können. 
In Analogie hierzu ist zu fragen, ob auch ein 
ähnlich beschränkter Funktionsspielraum für 
das „political System" existiert. Die Frage ist 
positiv zu beantworten. In der Tat: Weil das 
politische System, d. h. jedes Kollektiv, seinen 
Sinn und Zweck darin hat, in konfliktueller 
Auseinandersetzung kollektiv verbindliche 
Entscheidungen zu treffen, also autoritativ die 
Distribution knapper Werte vorzunehmen, 
kann das Ergebnis der kollektiven Willensfin-
dung nichts anderes als Machtverhältnisse wi-
derspiegeln. In die Kollektiventscheidung ge-
hen die einzelnen konfligierenden Ziel- und 
Wertvorstellungen, die möglicherweise diver-
gierenden Wirklichkeitsdeutungen der einzel-
nen Kollektivmitglieder mit dem Gewicht ein, 
das den relativen Machtpositionen der einzel-
nen Mitglieder entspricht. Sinn und Zweck des 
politischen Systems ist es, Machtverhältnisse 
festzustellen und diesen Machtverhältnissen 
entsprechend einen Kollektiventscheid her-
vorzubringen. Es ist nicht der Sinn und 
Zweck des politischen Systems, das ethisch 
Gute oder das ästhetisch Wertvolle zu definie-
ren oder zu finden. Bestenfalls kann in einem 
Kollektiv, etwa in einem Staat, ein anderwei-
tig als gut oder schön Definiertes zur Anwen-
dung gebracht werden. Dann handelt es sich 
aber um mit den Mitteln der Macht in einem

12) Vgl. G. Kirsch, Föderalismus — Die Wahl 
zwischen intra-kollektiver Konsenssuche und in-
terkollektiver Auseinandersetzung, in: W. Dreissig 
(Hrsg.), Finanzausgleich I, Berlin 1978, S. 9 ff.



Machtkampf durchgesetzte ethische oder äs-
thetische Ansichten und um deren Anwen-
dung in einer konkreten Situation, nicht aber 
handelt es sich um die Herausarbeitung, das 
Finden oder gar Erfinden von ethischen oder 
ästhetischen Werten. Das gleiche läßt sich 
ohne weiteres für die Produktion wissen-
schaftlicher Forschungsergebnisse sagen: Der 
Staat mag diese nützen, ja er mag sogar 
durch die Bereitstellung von Finanzierungs-
mitteln diese ermöglichen; eines jedoch kann 
er nicht: über die wissenschaftliche Quali-
tät, die wissenschaftliche Bedeutung und die 
Richtigkeit dieser Ergebnisse befinden11 ). 
Wo er es dennoch versucht hat, etwa im Fal-
le Lyssenko unter Stalin, waren die Folgen 
katastrophal. Dies bedeutet, wie gesagt, 
nicht, daß wissenschaftliche Ergebnisse, Sätze 
der Ethik und ästhetische Werte ihren Weg 
nicht in das politische System finden können, 
doch tun sie dies nur, indem einzelne oder 
Gruppen von einzelnen sie sich zu eigen ma-
chen und mit mehr oder weniger großem Er-
folg in das Machtspiel einbringen.

11) Ein altes Thema der gesellschaftspolitischen 
Diskussion kreist um die Tatsache, daß der Staat 
gleichzeitig der letzte Garant und eine ernste Ge-
fahr für die Autonomie der übrigen Sozialsysteme 
ist. So gibt es nicht einfach die Freiheit der Wis-
senschaft vom Staat, sondern die Freiheit der 
Wissenschaft im Staat durch, den Staat.

12) Vgl. N. W. Storer, The Social System of 
Science, Chicago, San Francisco, London 1966.

Diese Sicht der Politik muß abschreckend, sie 
muß zynisch wirken, während sie doch nur 
realistisch ist. Politikern fällt es gemeinhin 
— besonders wenn sie glauben, sich Offen-
heit leisten zu können — nicht schwer, dem 
zuzustimmen. Anders bei einfachen Bürgern, 
die wohl gerne im Interesse des eigenen psy-
chischen Gleichgewichts an der Vorstellung 
guter und schöngeistiger Überväter festhal-
ten.

Wenn nun aber das politische System nicht in 
der Lage ist, auf anderes als auf Machtkate-
gorien zu reagieren, dann können Kollektive, 
also auch der Staat, nicht die alleinige Ant-
wort auf das Versagen des ökonomischen Sy-
stems bei der Absicherung einer friedvollen 
Gesellschaft freier Menschen in einer geizi-
gen Welt sein. Dies wäre nur dann der Fall, 
wenn alle Werte, die den Menschen etwas 
bedeuten und über die sie miteinander in 
Konflikt geraten können, entweder marktgän-
gige Güter oder aber solcher Art wären, daß 
nur das machtbedingte Ergebnis einer kon-
fliktuellen Auseinandersetzung in Form eines 
Kollektiventscheides die Konflikte beenden 
könnte. Wir könnten uns in diesem Fall damit 

begnügen, neben ein in seiner Funktionstüch-
tigkeit begrenztes ökonomisches System ein 
gleichfalls begrenztes politisches System zu 
setzen, um sicher sein zu können, daß beide 
zusammen das gesamte Feld der zwischen-
menschlichen Differenzen über das Was und 
das Wie, über die Ziele und Wirklichkeits-
deutungen abdecken. Die Umsetzung der 
menschlichen Leidenschaften in ökonomische 
Interessen, also die Reduzierung des Men-
schen zu einem homo oeconomicus, müßte 
nur soweit rückgängig gemacht werden, daß 
neben den homo oeconomicus der homo poli' 
ticus tritt.

Und es ist gerade diese Art der Lösung, die 
gegenwärtig immer wieder vorgeschlagen 
wird: Wenn der Markt versagt, so muß der 
Staat her. Wenn externe Effekte als soziale 
Kosten in einem defizienten Markt einigen 
erlauben, andere zu den unfreiwilligen Trä-
gern von Kosten zu machen, sie also zu in-
strumentalisieren, wenn also die Freiheit der 
einen wenigstens zum Teil in das Belieben 
der anderen gestellt ist, dann muß der Staat 
nach dem Rechten sehen, dann ist die Zeit ge-
kommen, zu kollektivieren. Was im Markt-
wettbewerb nicht bereinigt werden kann, 
muß in Kollektiventscheidungen ausgetragen 
werden.

Die Wissenschaftsrepublik

Diese Art von Lösungsvorschlag ist in dem 
Maße zweckmäßig, wie die im Markt nicht zu 
bereinigenden Differenzen und Divergenzen 
nur durch einen geregelten politischen Macht-
kampf aus der Welt geschafft werden kön-
nen. Es gibt nun eine ganze Menge sol-
cher Unterschiede; insofern wird das politi-
sche System völlig zu Recht neben das ökono-
mische System gestellt. Nur: In dem Maße, 
wie es noch andere Unterschiede gibt, muß ne-
ben diesen beiden Systemen nach anderen ge-
sucht werden 12 ). Daß es solche Möglichkeiten 
gibt, wird ohne weiteres klar, wenn man sich 
folgende Problembeispiele vor Augen hält:

Zwei konkurrierende wissenschaftliche Theo-
rien werden von zwei Forschern vertreten. 
Beide schließen sich aus. Unbegrenzt lassen 
sich beide wegen der knappen Mittel, Kapazi-
täten, Zeit und dergl. nicht parallel nebenein-
ander verfolgen. Welche ist fallenzulassen, 
welche weiterzuverfolgen? Die Antwort auf 
diese Frage kann sicher nicht dadurch erfol-



gen, daß man den Streitfall — in einer Demo-
kratie — vor das Volk zur Abstimmung 
bringt oder aber — in einer Diktatur — den 
Number One entscheiden läßt. Wenn dies 
auch immer wieder versucht worden ist, so 
zeigen doch die Ergebnisse dieser Versuche, 
daß es so nicht geht. Wie aber geht es dann?

Den Weg zur Beantwortung dieser Frage fin-
den wir, wenn wir berücksichtigen, daß die 
wissenschaftliche Qualität eines Forschungs-
ergebnisses wohl nicht in Geldwerten meß-
bar, also nicht marktgängig ist, daß aber an 
Forschungsergebnissen von ihren Autoren Ei-
gentumsrechte angemeldet und durchgesetzt 
werden können. Wer diese Ergebnisse in sei-
nen eigenen Arbeiten nutzen will, darf sich 
— unter Strafe des Vorwurfs, ein Plagiator 
zu sein—, nicht als deren Urheber ausgeben; 
vielmehr muß er in Form des zitierten Hin-
weises an den tatsächlichen Autor seinen 
Tribut zollen und so zu dessen wissenschaft-
lichem Prestige beitragen. Wir haben hier also 
einen — dem Preismechanismus auf dem 
Markt analogen — Vorgang, der bewirkt, 
daß, was wertvoll ist, nicht von dem Durch-
setzungsvermögen dessen abhängt, der es 
produziert hat, sondern von der Bereitschaft 
der übrigen „Spielteilnehmer", es als wert-
voll anzusehen und anzunehmen. So gesehen 
ist die wissenschaftliche Wahrheit das Ergeb-
nis einer sozialen Konventionsbildung, ge-
nauso wie der Preis eines Gutes auf dem 
Markt nicht abhängt von dessen intrinsi-
schem Wert oder der Meinung seines Her-
stellers, sondern das Ergebnis einer gesell-
schaftlichen Konventionsbildung über den 
Wert dieses Gutes ist. In beiden Fällen be-
stimmt die soziale Übereinkunft den Wert (des 
Gutes bzw. des wissenschaftlichen Ergebnis-
ses), nicht aber bestimmt der anderweitig de-
finierte Wert die soziale Konvention. Wird 
dies — wie im schon erwähnten Fall Lyssen-
ko — doch versucht, so stört dieser Eingriff 
mehr oder weniger tiefgreifend die Konven-
tionsbildung — mit den hinlänglich bekann-
ten nachteiligen Folgen.

Wenn zwischen den Gesellschaftsmitgliedern 
Differenzen bei der Wahrheitssuche bestehen, 
kann der Staat als Kollektiv nichts zur Auf-
lösung dieser Differenzen beitragen. Der Markt 
seinerseits kommt — wegen des nichtmonetä-
ren Charakters der Forschungsergebnisse — 
als Koordinationsmechanismus divergierender 
Ansichten auch nicht in Frage. Es ist also ver-
ständlich, daß neben dem „economic System" 
und dem „political System" das „System of 

Science" unterschieden wird: Die Wissen-
schaftsrepublik.

Ein anderes Beispiel: Konkurrierende ethische 
oder ästhetische Vorstellungen stehen einan-
der gegenüber. Auch hier scheidet der Staat, 
wie übrigens jedes Kollektiv, als Schiedsrich-
ter aus. Mischt er sich dennoch ein, so erstarrt 
die Suche nach dem Guten zum rituellen Ab-
singen immer leerer und toter werdender For-
meln und entartet in Scheinheiligkeit und Heu-
chelei; das Bemühen um Schönheit seinerseits 
erstirbt, es bleibt ein Akademismus, der auch 
dann leblos ist, wenn tapfere Traktorenfahre-
rinnen vor wogenden Kornfeldern der Sonne 
und dem Licht entgegentuckern. Was gut 
und was schön ist, kann nicht als Ergebnis 
eines Machtkampfes, eines Kollektiventschei-
des, festgelegt werden. Es braucht es auch 
nicht: Auch hier — wie für marktfähige Gü-
ter und wissenschaftliche Ergebnisse — ist es 
für den einzelnen möglich, Eigentumsrechte 
an den von ihm erarbeiteten moralischen 
oder ästhetischen Vorstellungen anzumelden. 
Auch hier kann ein einzelner sich jene Vor-
stellungen auswählen, die ihm am meisten 
behagen — selbst dann, wenn er mit dieser 
seiner Wahl allein steht. Es ist dies der Kern 
der Gedanken- und Gewis 13sensfreiheit ).

Die Systemtheorie spricht hier von einem 
eigenständigen und abgegrenzten „ „religious 
System“.Daß Kirchen nicht selten kollektivver-
bindlich vorstellen, was zu glauben, insbeson-
dere, was unter gut und böse zu verstehen sei, 
spricht nicht gegen, sondern für diese Unter-
scheidung: Vom „religious System" wechseln 
sie nicht selten über zum „political System".

Schließlich: Neben den konfligierenden öko-
nomischen Interessen, („economic System"), 
neben dem Kampf um Machtpositionen („po-
litical System"), neben dem Streben nach 
wissenschaftlicher Wahrheit („System of Sci-
ence"), neben der Suche nach ethischen 
und ästhetischen Werten („religious System") 
gibt es den weiten Bereich jener — auch 
konfliktträchtigen — menschlichen Begeg-
nungen, die keinen anderen Sinn haben als 
eben die liebevolle oder haßerfüllte Begeg-
nung mit dem anderen. Die Systemtheorie 
spricht vom „family System", was insofern ir-
reführend ist, als hiermit keineswegs nur die 
von Kirche und/oder Standesamt geschlosse-
ne Ehegemeinschaft plus Kinder gemeint ist. 
Hier wird Liebe mit Liebe honoriert, nicht 
aber mit Geld (das heißt dann anders). Hier 

13) Vgl. J. St. Mill, On Liberty, Oxford University 
Press, London 1963.



wird auch nicht durch Kollektiventscheid das 
Ausleben von Gefühlen dekretiert; und wo es 
doch geschieht, ist es um die Zukunft der 
echten menschlichen Begegnung schlecht be-
stellt.

Die Beispiele zeigen: Das Wahre zu erken-
nen, das Gute und Schöne zu erfinden, den 
Mitmenschen unmittelbar in Liebe oder Ab-
neigung zu begegnen, sind auch menschliche 
Leidenschaften, die sich allerdings nicht auf 
ökonomische Interessen zurückführen lassen. 
Auch sind es Leidenschaften, die sich nur in 
individueller Freiheit ausleben lassen, nicht 
aber in Kollektiven, und seien diese noch so 
demokratisch. Erst dann, wenn der Nachweis 
gelungen ist, daß wegen fehlender Möglich-
keit zur individuellen Aneignung der um-
kämpften Werte oder wegen anderweitiger 
Funktionsstörungen der übrigen vier- Inter-
aktionssysteme nur mehr die Möglichkeit der 
Kraftprobe im politischen Entscheidungspro-
zeß bleibt, ist diese zulässig.

Es wäre demnach nur sinnvoll, wenn ein Ver-
sagen des Marktes nicht schon automatisch zur 
Verstaatlichung auffordert, sondern an erster 
Stelle eine auf die Erhaltung und Ausweitung 
der Funktionstüchtigkeit des Marktes abstel-
lende Wettbewerbspolitik steht. Einer derart 
auf den wettbewerblichen Markt bezogenen 
Ordnungspolitik entsprechend ist auch eine 
Ordnungspolitik für die übrigen Sozialsyste-
nie zu fordern, die deren Funktionsfähigkeit 
sicherstellen, also gewährleisten soll, daß 
nicht innerhalb dieser Systeme selbst Macht-
positionen aufgebaut werden, die es einzel-
nen erlauben, andere Systemt
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eilnehmer zu in-
strumentalisieren; Machtpositionen, die von 
den systeminternen Selbstheilungskräften nicht 
aufgelöst werden können ).  Es wäre im ein-
zelnen zu prüfen, ob wir nicht — und dies nicht 
nur in der Bundesrepublik — eine ganze Men-
ge von kontroversen Themen zur Entscheidung 
dem Staat zugewiesen haben, ohne daß hierfür 
der Beweislast Genüge getan worden wäre.

Sollte dies der Fall sein, dann wäre dies zürn 
einen für die Liberalität unserer Gesellschaft, 
d. h. für die Freiheit des einzelnen höchst ver-
hängnisvoll; es wäre aber auch eine auf die 
Dauer für den Staat selbst und sein Funktio-
nieren gefährliche Überforderung. Ein Staat, 
der sagt, was gut und schön, richtig und 
wahr ist, ein Staat, der vorgibt, ein Hort 
menschlicher Wärme zu sein, kann nur re-
pressiv für seine Bürger, lähmend für eine le-
bendige Entwicklung, lächerlich und hassens-
wert für den Außenstehenden sein )15).

14) Es hat den Anschein, als ob die Selbsthei-
lungskräfte des Wirtschaftssystems, die die Früh-
liberalen implizit unterstellten, geringer sind als 
jene, die etwa dem Wissenschaftssystem eigen 
sind. Eine Erklärung hierfür mag darin bestehen, 
daß wissenschaftliche Ideen und Positionen ge-
meinhin an das biologische Leben ihres Autors 
und bestenfalls seiner Schüler gebunden sind, daß 
aber Großunternehmen das Leben des einzelnen 
Vorstandsmitgliedes überdauern. Es wäre eine in 
gleichem Maße reizvolle wie nützliche Arbeit, die 
Selbstheilungskräfte in den einzelnen Sozialsyste-
men vergleichend zu untersuchen.

15) Es wäre wirklichkeitsfremd anzunehmen, daß 
in praxi die einzelnen Systeme sich nicht über 
ihre Grenzen hinweg gegenseitig beeinflussen. 
Diese „Grenzübergänge" sind die Voraussetzung 
etwa für eine staatliche Forschungspolitik. Nur 
sollte klar sein, daß jede dieser Durchlässigkeiten 
auch Gefahrenmomente birgt.

Die Teilnahme an Sozialsystemen

Nun reicht es nicht, zu fragen, ob das wirt-
schaftliche und/oder das politische System 
genügen, die Fülle der menschlichen Leiden-
schaften im gesellschaftlichen Raum aufzu-
fangen. Sicher, die Feststellung, daß dies 
nicht der Fall ist, stellt bereits einen Fort-
schritt dar gegenüber der gängigen, schon in 
der Fragestellung bornierten Diskussion, ob 
eine Marktwirtschaft oder aber eine Staats-
wirtschaff als gesellschaftliche Ordnungsform 
vorzuziehen sei. Selbstverständlich braucht 
es den Markt und den Staat, und — wie sich 
oben gezeigt hat — braucht es noch mehr: 
Nötig ist auch die Einrichtung und Erhaltung 
von Sozialsystemen, in denen das Gute erfun-
den, das Schöne erdacht und das Wahre ent-
deckt wird; nötig sind auch soziale Räume, in 
denen zwischenmenschliche Liebe und Ab-
weisung unmittelbar ausgelebt werden kön-
nen.
Aber auch, wenn dies alles akzeptiert ist, 
bleibt die Frage nach der Teilnahme der ein-
zelnen Gesellschaftsmitglieder an den so po-
stulierten sozialen Systemen. Was nützen 
schon verfügbare Sozialsysteme, wenn der 
Zugang zu ihnen für eine mehr oder weniger 
große Anzahl von Gesellschaftsmitgliedern 
versperrt ist? Was nützt schon die anderwei-
tig nachgewiesene Funktionalität der Exi-
stenz dieses oder jenes Sozialsystems, wenn 
eine mehr oder weniger große Anzahl von 
Gesellschaftsmitgliedern gezwungen ist, ge-
gen ihren Willen und gegen ihre Interessen, 
wie sie sie verstehen, daran teilzunehmen?

Unter Rückbezug auf das Primat der individu-
ellen Freiheit ist deshalb die Forderung auf-



zustellen: Die Teilnahme an jedem der oben 
genannten Sozialsysteme muß für jedes ein-
zelne Gesellschaltsmitglied unter den auch 
für alle übrigen geltenden sozialen Bedingun-
gen möglich sein. Hingegen dar! niemand zur 
Teilnahme an irgendeinem Soz
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ialsystem ge-

zwungen werden ).  Dieser Freiheit, sich all-
seits zu engagieren — wie auch der Freiheit, 
sich allseits zu versagen —, entspricht aller-
dings beim einzelnen die Verpflichtung, alle 
Folgen — die positiven und die negativen — 
seines Engagements bzw. seines Sichversagens 
zu tragen: Er kann sich nicht etwa aus dem 
Wirtschaftsgeschehen weitgehend zurückzie-
hen und weitreichende Ansprüche an das So-
zialprodukt stellen.

Was die Teilnahmemöglichkeit der einzelnen 
Gesellschaltsmitglieder an den Sozialsyste-
men angeht, so ist festzustellen, daß wir von 
der Realisierung der aufgestellten Forderung 
recht weit entfernt sind. Ein Blick in die Rea-
lität genügt, um festzustellen, daß die Teil-
nahmemöglichkeiten für die einzelnen Indivi-
duen sehr ungleich verteilt sind. Es wäre 
nicht unzweckmäßig, neben die gängige Sozial-
schichtung nach Einkommen und Vermögen 
eine solche zu stellen, die nach den Teilnah-
memöglichkeiten der einzelnen an sozialen 
Interaktionssystemen aufgebaut ist, wobei mit 
der steigenden Zahl dieser Möglichkeiten 
auch die soziale Position höher wäre. Die 
Franzosen haben eine bösartig-treffende Wort-
folge, um die unterprivilegierte Situation je-
ner zu kennzeichnen, deren Leben sich zwi-
schen einem vielleicht ungeliebten Arbeits-
platz und einem vornehmlich als Schlafstätte 
benützten Zuhause abspielt: „Dodo-Metro-bou-
lot", d. h. „Pennen, U-Bahn, Malochen".

Es geht hier nicht darum, den möglichen An-
teil an Übertreibung und Verallgemeinerung, 
den eine solche Faustformel sicher enthält, 
zu betonen. Vielmehr ist es darum zu tun, 
auf den — auch anderweitig längst diagnosti-
zierten — Sachverhalt des ungleichen und 
für eine bestimmte Anzahl von Gesellschafts-
mitgliedern eben recht beschränkten Zugangs 
zu den einzelnen Sozialsystemen aufmerksam 
zu machen.Der Tatbestand ist für die Libera-
lität der Gesellschaft von entscheidender Be-

deutung. Auch dann, wenn offene, gar gesetz-
lich sanktionierte Diskriminierung hier kaum 
vorkommt, so weist doch die Praxis diese 
oder jene Hindernisse auf, die einzelnen den 
Zutritt zu diesem oder jenem Interaktions-
spiel verwehren oder doch erschweren und 
seine Erfolgschancen mindern.

Die Gründe oder auch verschiedene Erschei-
nungsformen dieser Hemmnisse lassen sich 
allgemein verhältnismäßig leicht identifizie-
ren, wenn auch ihr Nachweis im Einzelfall 
schwierig sein mag. Einige Hinweise hierzu:' 
Da ist einmal der Konllikt zwischen der Par-
tizipation an verschiedenen Systemen. Bei-
spiele wären, daß die Mitgliedschaft in einer 
Kirche den Zugang zur Hochschule unmög-
lich macht; daß die Teilnahme am Wirt-
schaftsleben oder auch an der Politik auch 
beim besten Willen ein befriedigendes Fa-
milienleben unmöglich macht, daß — umge-
kehrt — Familienmütter, wollen sie ihr Zu-
hause nicht gefährden, etwa wegen des Man-
gels an Halbtagsstellen nicht am Berufsleben 
teilnehmen können; daß, wer als Hochschul-
lehrer an der Politik teilnimmt, seine Position 
im Wissenschaftssystem in Gefahr bringt. Die 
Beispiele ließen sich vermehren. Mit ihnen 
soll nicht ausgesagt werden, daß hier und 
heute der einzelne wegen der Unvereinbar-
keit der Partizipation an verschiedenen Sy-
stemen nur auf Unmöglichkeiten stößt. Es 
sollte jedoch klar werden, daß jeder Abbau 
solcher Unvereinbarkeiten ein Schritt hin auf 
eine liberale Gesellschaft ist. Es sollte auch 
klar sein, daß andere Gesellschaften — etwa 
die der Vereinigten Staaten — unter diesem 
Aspekt freiheitlicher sind als die unsere. Al-
lerdings ist fanatischer Perfektionismus hier 
völlig unangebracht: Die Konflikte zwischen 
der Teilnahme an verschiedenen Sozialsyste-
men sind oft nicht der Ausdruck schuldvollen 
Privilegiendenkens, sondern knapper Mittel. 
In dem Maße allerdings, wie letzteres nicht 
der Fall ist, ist um der Liberalität willen auf 
Abhilfe zu sinnen.

Eine zweite Ursache mag erklären, warum 
der Zugang zu diesem oder jenem Sozialsy-
stem verstellt ist. Es mag nämlich sein, daß 
die Teilnahme an einem System erst möglich 
ist, wenn man erfolgreich an einem anderen 
partizipiert hat. Zum Beispiel: Man muß sich 
durch politische Aktivität ausgezeichnet ha-
ben, um einen Studienplatz zu bekommen. 
Näher bei uns: Man muß mit Erfolg am 

16) Dieser im doppelten Sinne freie Zugang zu 
den einzelnen Sozialsystemen entspricht seiner 
Substanz nach dem altehrwürdigen Ideal der„bu-
ona vita".



Marktspiel teilgenommen haben, um selbst 
oder für seine Kinder mit einiger Wahr-
scheinlichkeit den Weg zur Universität, ins 
Theater oder auch in die politische Diskus-
sionsrunde zu finden. Nach dem weiter oben 
Gesagten ist es nicht verwunderlich, daß es 
gerade der Erfolg im „economic System" ist, 
der die Möglichkeit des Zugangs zu anderen 
Sozialsystemen beeinflußt. Die Dominanz des 
'Wirtschaftssystems gegenüber den übrigen 
Systemen in einer sich selbst so definieren-
den Wirtschaftsgesellschaft ist m. E. ein gra-
vierender Hemmschuh auf dem Weg zu einer 
Liberalisierung der Gesellschaft.

Ein letzter Punkt: Die oben angesprochene 
Rückführung der menschlichen Leidenschaf-
ten auf ökonomische Interessen und die da-
mit verbundene Reduzierung der Menschen 
zu Wirtschaftssubjekten haben zu der Domi-
nanz des wirtschaftlichen Systems gegenüber 
den anderen Sozialsystemen geführt.

Je nötiger der wirtschaftliche Erfolg ist, um 
an Kultur und Politik teilzunehmen, desto 
weniger kommt der einzelne dazu, sich über-
haupt um Kultur und Politik zu kümmern; er 
jagt hinter dem wirtschaftlichen Erfolg her. 
Dies bedeutet: Der einzelne tendiert dazu, in 
Leistung und Anspruch nur Wirtschaftssub-
jekt zu sein. Da er den wirtschaftlichen Er-
folg braucht, muß er seine ganze Energie dar-
auf verwenden, marktgängige Werte zu pro-
duzieren ,im Extrem sich selbst — nicht diese 
oder jene seiner Fähigkeiten, diese oder jene 
seiner Leistungen oder nur einen Teil seiner 
Zeit — zu vermarkten. Er macht sich selbst zum 
marktgängigen Gut: Ich bin ein 100 000-DM-
Mann. Umgekehrt kann er im Austausch ge-
gen seine eigenen marktfähigen Leistungen 
nur marktfähige Gegenleistungen erhalten: Er 
wird durch und durch zum Käufer. Er wird — 
mang
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els Übung und Erfahrung — unfähig, 
andere Bedürfnisse als solche zu haben, de-
ren Befriedigung gegen Geld zu haben ist. 
Seine Bedürftigkeit drückt sich nur noch in 
der Nachfrage nach marktgängigen Gütern 
aus. Hat er kein Geld, so ist er nicht nur 
wirtschaftlich arm, sondern auch unglück-
lich ).

Diese hier sicher in grober Verallgemeinerung 
vorgetragene These ist in vielen der Differen-
zierung bedürftig, dürfte aber im Kern richtig 
sein; jedenfalls ist sie angesichts vieler patho-
logischer Erscheinungen der Gegenwart als 
Erklärung plausibel.

Ist sie aber richtig, dann kann man sich 
kaum dem Schluß entziehen, daß die Ökono-
misierung der Leidenschaften kurzfristig ein 
Segen, langfristig aber ein nicht ungefährli-
ches Procedere ist. In der Tat: Sie trug — 
wie wir oben sahen — entscheidend dazu 
bei, das Problem des friedvollen Zusammen-
lebens freier Menschen in einer geizigen 
Welt zu entschärfen und die Voraussetzung 
für die rapide Erkundung und Nutzung der 
bis dahin unerschlossenen Ressourcen der 
Welt zu schaffen. Jetzt aber, wo die uner-
schlossenen Reserven, wie es scheint, zu 
Ende gehen, insbesondere die Umwelt Mühe 
hat, die mit der weiteren Erschließung ein-
hergehenden Folgen zu verkraften, ist eine 
weitere einseitige Fixierung der Energien 
und Interessen auf materielle Ressourcen er-
schließende und verschlingende Leistungen 
eher ein Fluch denn ein Segen.

Daß die marktgängigen Werte insgesamt res-
sourcenintensiver und umweltbelastender 
sind als etwa die des Wissenschafts-, des re-
ligiösen oder des Familiensystems, war ehe-
dem ein Vorteil, jetzt aber kann dies nur als 
Nachteil angesehen werden. Kurz: Liier wird 
plädiert für eine wenigstens partielle Aufhe-
bung der Ökonomisierung des Menschen, der 
Dominanz des Wirtschaftssystems, für die 
Öffnung der übrigen Sozialsysteme für eine

meiden. In diesem Kontext ist auf die Figur des 
neurotischen Arbeiters, etwa des nur an seinem 
Schreibtisch nicht unglücklichen Managers, hinzu-
weisen. Solche Figuren sind es, die am Ende ihres 
Arbeitslebens oder auch an der Erfahrung der Ar-
beitslosigkeit zerbrechen. Eine andere hier zu 
nennende Figur ist der neurotische Konsument, 
der — vielleicht, weil seine Arbeitssituation zu 
wenig hergibt — seine Entfaltungswünsche im 
zwanghaften Verbrauch marktgängiger Güter und 
Dienstleistungen auslebt. Es ist kein Zufall, daß 
dann, wenn wirtschaftliche Engpässe diesen Aus-
weg versperren, die Situation als totale Katastro-
phe, als Verlust jedweden Lebenszwecks erlebt 
wird. Das Verlangen wird zur (Arbeits- oder Kon-
sum-)Gier, weil die Objekte, auf die es sich be-
zieht, gemessen an den Leidenschaften unadäquat 
sind. Frederick Pohl hat in einer inzwischen klas-
sischen Science-Fiction-Erzählung: The Midas Pla-
gue, den Alptraum einer Gesellschaft geschildert, 
in der die Mitglieder konsumieren müssen.

17) In dem Maße, wie die Umformulierung 
menschlicher Leidenschaften in ökonomische In-
teressen nur unvollkommen gelingt, andere Erle-
bensmöglichkeiten aber versperrt sind, ist die 
neurotische Fixierung auf die Produktion oder auf 
den Konsum marktgängiger Werte kaum zu ver



größere Zahl von Gesellschaftsmitgliedern, 
für die Wiederentdeckung nichtökonomischer 
Werte.

Dies hat mit schöngeistiger Schwärmerei 
nichts zu tun. Es ist evident, daß eine Teil-
umleitung der menschlichen Interessen und 
Energien von marktgängigen Werten auf Ko-
sten von deren weiterer Vermehrung geht. 
Aber eben dies würde in Übereinstimmung 
mit der gewandelten Lage stehen. Und: Ge-
lingt diese Umleitung nicht, dann werden an 
den Grenzen der Welt und ihrer Möglichkei-
ten unsere Ansprüche zurückgewiesen, ohne 
daß wir gelernt hätten, innerhalb dieser 
Grenzen frei zu sein. Wir werden den Kampf 
gegen die Knappheit verloren haben und in 
unserem Ringen um die Freiheit unterlegen 
sein. Wir werden die Knappheit verwalten 
und ihre schlimmsten Folgen durch Regle-
mentierungen, also durch Zwang, aufzufan-
gen haben.

Der Rückzug aus Sozialsystemen

Diese Überlegungen leiten über zu dem zwei-
ten Teil der oben aufgestellten Forderung, 
nämlich daß der einzelne die Möglichkeit 
haben muß, an diesem oder jenem Interak-
tionssystem nicht teilzunehmen. Dabei mag 
es sich um dauerndes oder auch nur um ein 
zeitlich begrenztes Sichversagen handeln. 
Wichtig ist, daß der einzelne nicht gezwun-
gen werden soll, an allen oder auch an die-
sem oder jenem bestimmten System zu par-
tizipieren. Dies alles unter der Vorausset-
zung, daß er bereit ist, die sich aus diesem 
Rückzug ergebenden Folgen selbst zu tragen.

Wie schon oben ausgeführt wurde, ist es ge-
genwärtig primär das Wirtschaftssystem, dem 
sich kaum jemand — und sei es nur zeit-
weise — entziehen kann. Halbtagsarbeiten, 
Sabbatjahre, Zeitarbeit, Arbeitszeitflexibilität 
sind heute doch wohl eher Schlagworte als 
für viele erlebbare Realitäten. Doch es gibt 
keinen Grund, warum nicht jeder die Möglich-
keit „zum Hippie auf Zeit" haben sollte. Da-
bei geht es nicht darum, daß hinfort alle oder 
auch nur die meisten sich zurückziehen soll-
ten; es geht nur darum, daß, wer es möchte, 
dazu auch die Möglichkeit haben sollte. Ge-
rade weil die intensive Teilnahme an den 
einzelnen Interaktionssystemen sehr hohe 
Anforderungen an den einzelnen stellt und er 

deshalb oft nicht in der Lage sein dürfte, 
gleichzeitig an all jenen Systemen zu partizi-
pieren, an denen er dies möchte, bedingt ge-
rade die Forderung, an allen teilnehmen zu 
können, auch, daß die Möglichkeit gegeben 
wird, sich aus einigen gezielt zurückzuziehen. 
Ob der einzelne von dieser Möglichkeit Ge-
brauch macht, ist dann eine andere Sache, 
nämlich die seine.

Es ist allerdings nicht zu leugnen, daß diese 
Freiheit, wie alle wertvollen Dinge, ihren 
Preis hat. Die Energien, die nicht in die Wirt-
schaft eingebracht werden, werden mit eini-
ger Wahrscheinlichkeit dort fehlen, obschon 
nicht einmal so sicher ist, ob dieses Defizit 
nicht wenigstens zum Teil durch eine erhöhte 
Motivation ausgeglichen werden kann. Doch 
selbst wenn mit letzterem nicht zu rechnen ist, 
wäre ein mögliches Defizit schon dadurch 
kompensiert, daß die wirtschaftlichen Folgen 
des Rückzuges aus der Wirtschaft von denen 
zu tragen sind, die sich für diesen Rückzug 
entschlossen haben. Darüber hinaus: Der 
Rückzug aus der Wirtschaft würde ja wohl 
den einzelnen dazu befähigen, mit größerem 
Engagement an anderen Systemen teilzuneh-
men. Es ist wohl nicht unrealistisch, anzuneh-
men, daß so in diesen anderen Systemen jene 
Leidenschaften ausgelebt werden könnten, für 
die der Kauf eines zweiten Farbfernsehers 
nur ein schwacher Ersatz ist.

Auch ist es ja keineswegs so, daß gegenwär-
tig, wo die Möglichkeiten des geordneten 
Rückzuges aus diesem oder jenem Sozialsy-
stem, insbesondere aus der Wirtschaft, nur in 
beschränktem Ausmaß bestehen, das Bedürf-
nis nach solchem Sichversagen nicht existiert 
und immer wieder von einzelnen Versuche 
unternommen werden, es zu befriedigen. Die-
se Versuche verlaufen in der Regel nicht 
sehr glücklich. Zum einen wird der Rückzug, 
weil ungeregelt, als unordentlich, als Heraus-
forderung und Bedrohung von der sozialen 
Umwelt erlebt. Sehr schnell wird so, was als 
vielleicht zeitlich begrenzter Auszug angelegt 
war, über ein soziales Spiel von Etikettierung 
und Anpassung zum Abdriften in die völlige 
Asozialität. Man vergegenwärtige sich den 
Unterschied: Ein Professor, der seine Sabbat-
semester dazu benutzt, nach den Vereinigten 
Staaten zu gehen und dort — entgegen aller 
Absicht, endlich die neuesten Forschungser-
gebnisse drüben vor Ort zu studieren —, in 



den Nationalparks Wanderungen macht, ist 
und bleibt ein respektabler Mann. Ein Lehr-
ling, der sich zu einem Trip in die Indianer-
reservate aufmacht und seine Ausbildung un-
terbricht, ist ein verdächtiges Subjekt. Der 
Professor wird bei seiner Rückkehr seinen 
Lehrstuhl wiederfinden, der Lehrling im 
Zweifel aber keine Lehrstelle.

Es besteht der Verdacht, daß ein Großteil der 
unliebsamen Erfahrungen, die mit dem „Aus-
flippen" gegenwärtig auf allen Seiten gemacht 
werden, darauf zurückzuführen ist, daß es 
hierfür keine akzeptierten Formen gibt. Das 
war nicht immer so und ist auch gegenwärtig 
nicht überall so. Das Mittelalter kannte Va-
ganten, fahrende Scholaren, bis ins 19. Jahr-
hundert gab es wandernde Handwerksbur-
schen, in Asien gibt es den zeitweiligen 
Rückzug ins Mönchsieben; dies alles sind 
Formen des „Ausflippens" aus dem Wirt-
schaftsleben, die wir wohl hier und heute 
nicht ohne weiteres übernehmen können, die 
aber doch zeigen, daß es möglich war bzw. 
ist, solche mit Erfolg zu suchen. Es würde 
uns wohl auch leichter fallen, sie zu finden, 
wenn wir uns mit dem Gedanken anfreunden 
könnten, daß die Nichtteilnahme am Wirt-
schaftssystem nicht unbedingt ein Makel ist. 
Wenn alle Welt vom Recht auf Arbeit 
spricht, dann ist es dringend nötig, vom 
Recht auf das altrömische Otium, vom Rück-
zug von den Wirtschaftsgeschäften zu spre-
chen. Wer nichts Wirtschaftliches tut, ist 
nicht unbedingt ein Tunichtgut.

Die Wiederentdeckung der menschlichen 
Leidenschaften

Die nunmehr im Zeichen der Arbeitslosigkeit 
stiller gewordene, aber wohl immer noch la-
tent vorhandene Kritik an der Leistungsge-
sellschaft zielt denn auch weniger auf eine 
totale Leistungsverweigerung ab. Vielmehr 
zeigt sie das Unbehagen an einer Gesell-
schaft, in der für viele die Teilnahme an ei-
nem Sozialsystem, dem der Wirtschaft, ein 
Zwang ist, und dieses System nicht selten das 
einzige ist, an dem sie überhaupt teilnehmen 
können. Der Protest richtet sich nicht gegen 
Leistung an sich, sondern dagegen, daß nur 
eine bestimmte Art der Werterstellung, eben 
die wirtschaftliche, als Leistung honoriert 
wird. Es ist dann unausweichlich, daß die ge-
samte Gesellschaft als Leistungsgesellschaft 
abgelehnt wird, wenn diese Gesellschaft als 
Wirtschaftsgesellschaft kaum andere als wirt-
schaftliche Leistungen honoriert.

Die einseitige Fixierung auf ökonomische In-
teressen, also die weitgehende Vernachlässi-
gung der anderen Leidenschaften, hat eine 
weitere, auf die Dauer nicht ungefährliche 
Konsequenz: Wer nur an einem Spiel, etwa 
dem Wirtschaftsspiel teilnimmt, ist darauf an-
gewiesen, hier zu gewinnen. Verliert er, so ist 
er — mangels des Zuganges zu kompensato-
rischen Spielen — auf der ganzen Linie ein 
Verlierer. Mit anderen Worten: Der Verzicht 
auf die im Wirtschaftsspiel für die Gewinner 
ausgesetzten Belohnungen fällt dem einzelnen 
übermäßig schwer. Dies ist dann kaum von 
Belang, wenn in einer wachsenden Wirtschaft 
praktisch alle — wenigstens im Vergleich 
zum Vorjahr, wenn auch nicht zu ihren Mit-
spielern — zu den Gewinnern gehören. Jetzt 
aber, wo konjunkturelle Einbrüche dieses 
herrliche Arrangement zerstören könnten und 
langfristig eine stagnierende Wirtschaft nicht 
ausgeschlossen werden kann bzw. darf, stellt 
sich das Problem des Verzichtenkönnens in 
neuer Schärfe.

Andererseits aber vermöchte eine Ausweitung 
der obigen Freiheit, an Sozialsystemen teil-
nehmen oder sich auch aus ihnen zurückzie-
hen zu können, eben jene Vielfalt von Ge-
winn
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möglichkeiten eröffnen, die es erlauben, 
leichter einen bestimmten Verlust zu ver-
schmerzen. Die Förderung der Bedürfnisfähig-
keit des einzelnen muß ergänzt werden durch 
die Förderung seiner Verzichtfähigkeit ).  
Aber gerade die Steigerung der Bedürfnisfä-
higkeit sollte die Erhöhung der Verzichtfä-
higkeit erleichtern.

Das Plädoyer läuft letzten Endes darauf hin-
aus, die gesellschaftlichen Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, daß der Mensch den Zu-
gang zu den eigenen Leidenschaften wieder 
findet und so in seiner Ganzheit den Mitmen-
schen und der dinglichen Welt begegnen 
kann; daß er dann, wenn sich die Menschen 
und die Dinge ihm versagen, den Verzicht er-
tragen kann.

Alles gebrauchen können, nichts brauchen — 
dies ist wohl die Überlebensdevise in einer 
Welt, ohne deren Reichtum wir nicht leben 
können und deren Armut uns bedrängt.

18) Es ist eigens darauf hinzuweisen, daß die For-
derung nach Verzichtfähigkeit nicht gleichzuset-
zen ist mit der dubiosen Aufforderung an andere, 
zu verzichten. Jenes dient der Freiheit, dieses 
nicht selten der Täuschung.



Für jede menschliche Ansprache offen sein 
und jeder unhaltbaren Zumutung ausweich
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en 
können, ist die Devise in einer Gesellschaft 
von Menschen, die gleichzeitig aufeinander 
angewiesen sind wie auch miteinander in Kon-
flikt stehen ).

19) Die Frage ist, ob hier nicht jene Freiheit des 
Menschen vorausgesetzt wird, die die Ordnung 
der Gesellschaft ermöglichen soll. Wo soll der 

einzelne die Freiheit einüben, die es ihm ermögli-
chen soll, nicht vor den Freiheiten einer liberalen 
Gesellschaft zu flüchten? Vor allem auch: Wo soll 
der einzelne in einer segmentweise unliberalen 
Gesellschaft die Freiheit lernen, die eine liberale 
Gesellschaft voraussetzt? Die Antwort auf diese 
Frage kann wohl am ehesten in der Hoffnung ge-
funden werden, daß die Nutzung der jeweils vor-
handenen sozialen Freiheitsräume den Willen und 
die Fähigkeit zur weitergehenden Nutzung schafft 
und so auch den Ausbau dieser Freiheitsräume 
förderte, München 1976).



Wolfgang J. Mommsen: Die liberale Idee in einer sich wandelnden Gesellschaft. 
Der deutsche Liberalismus von seinen Anfängen bis zur Gegenwart

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 23/79, S. 3—14

Der Weg des deutschen Liberalismus von der vermeintlich „klassenlosen Bürgergesell-
schaft" des Vormärz bis zur pluralistischen Industriegesellschaft unserer Tage war 
voller Wechselfälle. Das klassische liberale Programm forderte die Freisetzung des 
Individuums vom Staate und die möglichst umfassende Verwirklichung des Prinzips 
der Selbstbestimmung des Individuums. Ideales Ziel war dabei die Schaffung einer poli-
tischen Ordnung, in der die „Herrschaft des Menschen über den Menschen" durch die 
„Verwaltung von Sachen" ersetzt würde. In der historischen Wirklichkeit der deutschen 
Staatenwelt wurden alle diese Postulate freilich nur unvollständig und noch dazu mit 
großen Verzögerungen durchgesetzt — zum Schaden einer effektiven Durchdringung 
der deutschen Gesellschaft mit liberalen Prinzipien. Es kam hinzu, daß der Liberalismus 
auf die Probleme des heraufziehenden hochindustriellen Systems ungenügend vorbereitet 
war. Die klassischen liberalen Ideale verloren nun ihre Eindeutigkeit, und die liberale 
Bewegung vermochte die aufsteigenden unteren Mittelschichten nicht mehr ohne wei-
teres poltisch zu integrieren. Statt dessen kam es zu einer Dekomposition der liberalen 
Bewegung in Deutschland; sie degenerierte zu Teilen in eine Bewegung zur Erhaltung 
des politischen und sozio-ökonomischen Status quo.
Die soziologisch wie ideologisch bedingte Schwäche des Liberalismus der Zwischen-
kriegszeit kam vor allem dem Nationalsozialismus zugute, der es verstanden hatte, 
insbesondere die traditionelle Wählerschaft der liberalen Parteien anzusprechen. Die 
deutsche Demokratie nach 1945 konnte dennoch in entscheidendem Maße auf liberale 
Ideen zurückgreifen, namentlich in Form der neoliberalen Lehre, der einzigen in der 
Wiederaufbauphase wirklich kraftvollen Ideologie, die der sozialistischen Lehre ent-
gegengestellt werden konnte. Doch kam dies dem parteipolitischen Liberalismus nur 
teilweise zugute. Dieser schob vielmehr die Auseinandersetzung über die Grundfragen 
liberaler Politik lange vor sich her. Erst seit den sechziger Jahren gelang es der F.D.P. 
wieder ein klares politisches Profil zu finden. Die Grundfragen liberaler Politik werden 
angesichts der sich rasch wandelnden gesellschaftlichen Verhältnisse auch weiterhin 
umkämpft bleiben; das Ziel aber: die Offenhaltung der „offenen Gesellschaft", bleibt 
davon unberührt.

Guy Kirsch: Radikale Liberalität in einer geizigen Welt.
Gedanken zu einer Umorientierung

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 23/79, S. 15—29

Wenn die Menschen friedfertig und frei in einer Welt knapper Mittel Zusammenleben 
sollen, so bedarf es einer bestimmten sozialen Ordnung. Seit nunmehr über zwei Jahr-
hunderten bemüht sich der Liberalismus um den Entwurf und die Realisierung einer 
solchen Ordnung. Dies ist gelungen, allerdings nur innerhalb bestimmter Grenzen: Diese 
haben ihre Ursache in dem vor zweihundert Jahren erfolgten „Sündenfall": Der Mensch 
mit seinen Leidenschaften wurde zu einem homo oeconomicus umdefiniert, der vor-
nehmlich Wirtschaftsinteressen verfolgt, also außer marktgängigen Werten nichts an-
strebt oder anbietet. Gegenüber den kriegerischen Jahrhunderten vorher bedeutete 
diese „Kanalisierung“ menschlicher Leidenschaften und Konkurrenzen ins Nützlich-
Zweckhafte hinein durchaus einen Fortschritt. Aber die Forderung nach einer freiheit-
lichen Gesellschaftsordnung verkürzte sich nunmehr zu der Frage nach einer liberalen 
Marktordnung. Die Gesellschaftspolitik erschöpfte sich in der Wirtschaftspolitik.
Heute machen sich die Folgen solcher Reduzierung des Menschlich-Gesellschaftlichen 
auf das Ökonomische als Unbehagen an und in der Gesellschaft bemerkbar: Die knappen 
Mittel werden verschleudert, der gesellschaftliche Friede ist gefährdet und die indivi-
duelle Freiheit bedroht. Die vorliegende Studie skizziert Wege, wie die Ökonomisierung 
der menschlichen Leidenschaften und Bedürfnisse in einer durch die Grenzen des 
Wachstums sowie die Beschränkung der Ressourcen zwangsläufig geiziger werdenden 
Welt rückgängig gemacht und damit zugleich ein neuer Freiheitsraum gewonnen werden 
kann.
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